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Nicht zuletzt die
Turbulenzen ... 

im Zusammenhang mit der jüngst aufgetretenen Vulkanaschewolke über
Europa haben gezeigt, welchen praktischen Nutzen Fluggastrechte haben kön-
nen. Allerdings hat diese Ausnahmesituation auch einige neue Fragen betref-
fend den Umfang und die Reichweite dieser Rechte aufgeworfen.

Der Begriff Fluggastrechte hat viele Facetten – angefangen bei nützlichen
Grundbegriffen, über die Folgen bei Überbuchungen, Flugstreichungen und
Verspätungen bis zu dem Fall, dass Ihr Gepäck nicht rechtzeitig ankommt,
beschädigt wird oder gar verloren geht. Diese Broschüre soll Ihnen bei der
Beantwortung dieser und ähnlicher Fragen helfen.

Umfassende Informationen zum Thema Reisen im Allgemeinen können Sie
außerdem unserer Reisebroschüre „Die Koffer sind gepackt“ entnehmen.

Ich hoffe, dass diese Broschüre dazu beitragen kann, dass es bei Ihrer nächsten
Flugreise zu keinen übermäßigen „Turbulenzen“ kommt, und Sie im Falle des
Falles auch gegenüber der Airline gleich die richtigen Argumente parat haben.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen einen guten Flug.

Vorwort
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Rechtlicher
Hintergrund
In den vergangenen Jahren hat sich
der Luftverkehr sowohl in Europa als
auch weltweit sehr dynamisch ent-
wickelt. Für KonsumentInnen bedeu-
teten die Gründung neuer Fluglinien
(Stichwort Billigflieger) sowie der all-
gemein gesteigerte Wettbewerb der
Airlines untereinander nicht zuletzt
den Zugang zu immer günstigeren
Tickets.

Auch die Rechtslage hat sich verbes-
sert. Dazu haben zunächst einige
Verordnungen der Europäischen
Union maßgeblich beigetragen: 

Eine Verordnung regelt die Rechte
von Fluggästen im Falle von Nichtbe-

förderung, Annul l ierung und
großer Verspätung von Flügen

(VO 261/2004). Durch eine weitere
Verordnung wurden eine EU-weit ein-
heitliche „schwarze Liste“ unsicherer
Fluglinien sowie verbesserte Infor-
mationspflichten für Reisende über
die Identität des den Flug ausführen-
den Luftfahrtunternehmens einge-
führt (VO 2111/2005).

Sehr erfreulich ist auch, dass die
Rechte und Möglichkeiten von behin-
derten Menschen bzw. allgemein von
Reisenden mit eingeschränkter
Mobilität, wozu vor allem auch ältere
Menschen zu zählen sind, deutlich ver-
bessert wurden.

Diese Verbesserungen erfolgten
ebenfalls im Rahmen einer Rechts-
vorschrift der Europäischen Union
(VO 1107/2006).

Im Hinblick auf das Recht auf Scha-
denersatz bei Personen-, Gepäck-, und
Verspätungsschäden im Flugverkehr
brachte das 2004 für die EU in Kraft
getretene internationale Montrealer
Übereinkommen eine deutl iche
Erhöhung der Haftungshöchstgren-
zen. So sind Fluglinien beispielsweise
im Falle von verlorenen, beschädigten
oder verspäteten Gepäckstücken je-
denfalls zu einem Ersatz der entstan-
denen Kosten bis zu einer Höhe von
rund 7 1.150,- verpflichtet. 

Durch die EG-Verordnung Nr. 1008/
2008 wurden verbesserte Regelungen
zur Transparenz der Preisauszeich-
nung von Flugtickets geschaffen.
Manches Recht der Flugreisenden ist
jedoch noch nicht abschließend defi-
niert.

Zu den oben erwähnten Regelungen
bestanden viele offene Rechtsfragen,
insbesondere zur EG-Verordnung Nr.
261/2004, welche teilweise bereits
vom Europäischen Gerichtshof ent-
schieden wurden. Beispiele dafür sind
das Urtei l  des EuGH in der
Rechtssache C-549/2007 Wallentin-
Hermann vs. Alitalia (vergleiche Seite
13) und C-402, 432/07 Sturgeon,
Böck vs. Condor, Air France (verglei-
che Seite 14).

Rechtlicher Hintergrund
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Die Turbulenzen im Zusammenhang
mit der im Frühjahr 2010 über Europa
aufgetretenen Vulkanaschewolke
haben weitere Fragen aufgeworfen,
so zum Beispiel, wieviele Übernach-
tungen eine Fluglinie den gestrande-
ten Passagieren tatsächlich bezahlen
muss und ob sie verpflichtet ist, bei
Flugstreichungen eine Ersatzbeförde-
rung auch mit anderen Verkehrs-
mitteln (zB. Zug, Bus) anzubieten.

Mit Sicherheit werden diese und wei-
tere Fragen die Gerichte in Zukunft
noch beschäftigen."

Wichtige Begriffe
Dieses Kapitel enthält wichtige Be-
griffe und Unterscheidungen, mit
denen Flugreisende immer wieder
konfrontiert werden und die auch in
den weiteren Abschnitten dieser
Broschüre immer wieder vorkommen.

Vertragliches und 
ausführendes
Luftfahrtunternehmen

Grundsätzlich ist zwischen vertragli-
chem und ausführendem Luftfahrt-
unternehmen (LFU) zu unterscheiden. 

Das vertragliche  LFU ist jenes Unter-
nehmen, mit welchem Sie den Luft-
beförderungsvertrag abgeschlossen
haben. Bei Pauschalreisen kann dies
auch der Reiseveranstalter sein. 

Das ausführende  LFU (operating carri-
er) ist jenes Unternehmen, welches
den Flug tatsächlich durchführt. 

Durch eine neue EG-Verordnung
(2111/2005) sind Reisebüros, Reise-
veranstalter und vertragliche LFU ver-
pfl ichtet, ihre Kunden möglichst
schon bei Buchung über die Identität
der  Fluglinie,  die  den  Flug  tatsächlich
ausführt, zu unterrichten. Sollte es
zwischen Buchung und Abflug zu
einer Änderung kommen, so muss
dies den Fluggästen umgehend mit-
geteilt werden. 

Dies kann unter anderem dazu dienen,
dass Fluggäste im Zweifelsfall über-
prüfen können, ob das Flugunter-
nehmen, das den Flug tatsächlich
durchführt, auf der weiter unten
erwähnten Liste gefährl icher
Flugunternehmen steht.

Beispiele:

– Im Rahmen einer Pauschalreise
nach Ägypten, die beim Reise-
veranstalter R gebucht wurde, wird
der Flug von der Fluglinie F durch-
geführt. R ist somit vertragliches, F
ausführendes LFU.

– Sie buchen einen Flug Wien –
London im Internet mit der Flug-
linie X. Dort ist jedoch vermerkt,
dass der operating carrier die
Fluglinie Y ist. (Code  Share  Flug) 

Wichtige Begriffe
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Wichtig ist diese Unterscheidung ua.
auch im Zusammenhang mit den
Europäischen Fluggastrechten nach
der EG-Verordnung 261/2004 (siehe
dazu ausführlich Kapitel 2). Ansprüche
des Passagiers bestehen hier nämlich
immer gegen das Flugunternehmen,
das den Flug konkret ausführt (opera-
ting carrier). Im Zusammenhang mit
Haftungsfragen bei Personen-,
Gepäck- und Verspätungsschäden
wiederum können Betroffene ihre
Ansprüche nach den Regeln des sog.
Montrealer Übereinkommens (MÜ)
immer sowohl an das vertragliche als
auch an das ausführende LFU richten.

Direktflug – Nonstop Flug
Diese Begriffe verursachen oft Ver-

wirrung, weil beide eine direkte Ver-

bindung zum Ziel nahe legen. Der

Unterschied besteht darin, dass

ein Direktflug mit Zwischenlan-

dungen  verbunden sein kann, bei

denen der Passagier das Flugzeug

allerdings nicht zu verlassen braucht.

Besonders im Urlaubsflugverkehr

kommt dies immer wieder vor. Ein

Non-Stop Flug führt hingegen ohne

Unterbrechung  vom Abflughafen zum 

Endziel. 

Ticket – Flugcoupon –
Luftbeförderungsvertrag
Der Begriff „Flug“ definiert sich im
rechtlichen Sinn über den zwischen

dem Passagier und einer Fluglinie
abgeschlossenen Luftbeförderungs-
vertrag. Ein solcher Vertrag kann
mehrere „Teile“ beinhalten, wenn der
Flug entweder über mehrere
Stationen führt, oder Sie einen tour-
retour Flug gebucht haben. In diesem
Fall erhalten Sie für jeden dieser
Reiseabschnitte einen so genannten
Flugcoupon ausgestellt. Bei einem
Flug Wien–London–New York und
zurück erhalten Sie somit ein „Ticket“
mit 4 Flugcoupons, welche die einzel-
nen Abschnitte Wien–London, London
–New York, New York–London und
London – Wien repräsentieren. 

Ticket ist nicht gleich
Ticket – unterschiedliche
Tarifklassen beachten

Naturgemäß möchte jeder so günstig
wie möglich reisen. Bei vielen Flug-
unternehmen gilt aber der Grundsatz:
Je günstiger das Ticket desto weniger
besteht die Möglichkeit, dieses bei
Terminänderungen kostengünstig
umzubuchen oder gar zu stornieren.
In den günstigsten Buchungsklassen
kommt es oft vor, dass Tickets über-
haupt nicht umbuchbar sind und
daher bei Nichtinanspruchnahme ver-
fal len. Erkundigen Sie sich daher
schon vor der Buchung nach den
Konditionen der von Ihnen gewählten
Tarifklasse bzw. lesen Sie sich vor
einem Buchungsabschluss im Internet
die jeweiligen Tarifbedingungen sorg-
fältig durch. 

Wichtige Begriffe
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Ticketpreis, Gebühren 
und Zuschläge

Der Bruttopreis enthält sowohl Preis-
bestandteile, die von der Fluglinie  fest-
gesetzt werden, als auch solche, die
von dieser für  Dritte  (Flughafen-
betreiber, Staat, etc.) eingehoben  wer-
den. Diese so genannten „Taxen“ sind
an das Ereignis des tatsächlichen
Abfluges gekoppelt und können daher
bei Nichtantritt des Fluges von Ihnen
zurückgefordert werden. In Österreich
müssen seit einer Novelle des Preis-aus-
zeichnungsgesetzes im Jahr 2006 prin-
zipiell immer Bruttopreise  ausgezeich-
net werden, das heißt Preise inklusive
aller Steuern und Gebühren.

Zusätzliche Verbesserungen brachte
hier eine EG-Verordnung aus dem Jahr
2008 (Nr. 1008/2008), wonach neben
dem Endpreis eines Tickets zusätzlich
alle Preisbestandteile einzeln auszu-
weisen sind.

Schwarze Liste 
unsicherer Fluglinien

Mit der bereits oben erwähnten Ver-
ordnung 2111/2005 hat die EU eine
sog. „Schwarze Liste“ von unsicheren
Fluglinien eingeführt. Die dort aufge-
zählten Airlines dürfen im EU-Raum
entweder gar nicht oder nur einge-
schränkt fliegen. Dadurch soll ein
europaweit  einheitl iches  hohes
Schutzniveau in punkto Flugsicherheit
gewährleistet werden. 

Da Inspektionen aber aufgrund des
hohen Flugaufkommens nur stichpro-
benartig durchgeführt werden kön-
nen, bedeutet dies noch nicht
zwangsläufig, dass alle nicht in der
Schwarzen Liste angeführten Flug-
linien bzw. Flugzeuge die europäi-
schen Sicherheitsstandards auch
immer erfüllen. Die „Schwarze Liste“
wird im Abstand von drei Monaten
auf ihre Aktualität überprüft und im
Amtsblatt der Europäischen Union
veröffentlicht. Sie ist im Internet über
die Website der Europäischen Kom-
mission abrufbar.

Nichtbeförderung,
Annullierung und
Verspätung
Seit 17.02.2005 gelten nach In-
krafttreten der EG-Verordnung
Nr. 261/2004 im gesamten EU-
Raum verbesserte  Rechte  für
Flugpassagiere  in  Fällen  von  Nicht-
beförderung,  Annullierung  und  großer
Verspätung von Flügen. Diese Vor-
schrift löste die Vorgängerverord-
nung Nr. 295/91 „über eine gemein-
same Regelung für ein System von
Ausgleichsleistungen bei Nichtbe-
förderung im Linienflugverkehr“ ab
und erweiterte deren Anwendungs-
bereich beträchtlich.
Neben dem Recht auf Rückerstattung
des  Flugpreises oder schnellstmögli-
cher Beförderung zum Endziel und
umfassenden  Betreuungsleistungen

bei Wartezeiten besteht seit einem

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung

9



Urteil des EuGH vom 19.11.2009 auch
bei großen Ver-spätungen zusätzlich
ein Anspruch auf sofortige  Aus-
zahlung  einer  Aus-gleichsleistung zwi-
schen 7 250,- und 7 600,- (je nach
Reichweite Ihres Fluges) als Ersatz für
die entstandenen Unannehmlich-
keiten.

Anwendungsbereich
Die Verordnung gilt für alle Fluggäste,

die auf Flughäfen im Gebiet eines EU-

Mitgliedstaats einen Flug antreten

bzw. von einem Flughafen in einem

Drittstaat mit einer Fluglinie mit Sitz

in der EU in das EU-Gebiet fliegen.

Anspruchsgegner des Passagiers ist
stets das  den  Flug  ausführende  Luft-

fahrtunternehmen (operating carri-
er). 

Dies muss nicht notwendigerweise
die Fluglinie sein, mit welcher der
Fluggast den Beförderungsvertrag
abgeschlossen hat (vertragliches Luft-
fahrtunternehmen).
(siehe vorne „Wichtige Begriffe“)

Ihre Rechte im Einzelnen
Sie  werden  nicht  mitgenommen

(Nichtbeförderung)  

Als „Nichtbeförderung“ definiert die
Verordnung „die Weigerung einer
Fluglinie, Fluggäste zu befördern,
obwohl sie sich rechtzeitig zur Ab-
fertigung eingefunden haben. Recht-

zeitig sind Sie, wenn Sie zu der von
der Flugl inie bzw. dem Reisever-
anstalter oder dem Reisebüro schrift-
lich bekannt gegebenen Zeit – späte-
stens  aber  45  Minuten  vor  der
geplanten  Abflugzeit  –  einchecken. 

Tipp: 
Vorgaben zur Eincheckzeit 
beachten! 

Die Fluglinie  darf Ihnen nur aus ganz
bestimmten, in Ihrer Person liegenden
Gründen die Beförderung verweigern

(z.B. im Zusammenhang mit der Ge-
sundheit oder der allgemeinen oder
betrieblichen Sicherheit oder unzurei-
chenden Reiseunterlagen).

Beispiele:

– ein Passagier (P) weigert sich, sich
oder seine Gepäckstücke einer
Sicherheitskontrolle zu unterziehen

– P könnte aufgrund seiner Alkoholi-
sierung eine Gefahr für Mitreisende
oder die Crew darstellen

– P könnte aufgrund unvollständiger
Reiseunterlagen die Einreise im
Zielland verweigert werden

In allen  anderen  Fällen, welche nicht
durch die oben in Klammern genann-
ten Ausschlussgründe gedeckt sind,
muss die Fluglinie nun einem Passagier
die in der VO vorgesehenen Betreu-
ungs-,  Unterstützungs-  und  Aus-
gleichsleistungen erbringen, wenn sie
ihm die Beförderung verweigert.

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung
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Zu denken ist beispielsweise an den
Fall, dass  das  für  einen  Flug  ursprüng-
lich  geplante  Luftfahrzeug  nicht  ein-
gesetzt  werden  kann  und  stattdessen
ein  kleineres  Flugzeug  mit  geringerer
Sitzplatzkapazität  zum  Einsatz  kommt. 

Auch eine unvorhersehbar  lange
Wartezeit am Check–In liegt nicht in
der Risikosphäre des Fluggastes, son-
dern in jener des Luftfahrtunter-
nehmens.

Tipp: 
Achten Sie darauf, bis zum Abflug
stets einen ZZeiitpuuffer  zu haben.

Der häufigste Grund für eine Nicht-
beförderung ist schließlich, dass ein
Flug „überbucht“ ist. Das heißt, es
werden mehr Tickets verkauft als
Plätze im Flugzeug vorhanden sind, da
die Fluglinie aufgrund statistischer
Erfahrungswerte damit rechnet, dass
ein gewisser Prozentsatz der Passa-
giere nicht erscheinen wird. Dadurch
kann es passieren, dass Sie zwar mit
einem gültigen Ticket einchecken
möchten, das Flugzeug aber bereits
voll ist.

Folgen: ist für eine Fluglinie absehbar,
dass nicht alle Passagiere mit gültigen
Tickets befördert werden können, so
muss sie zunächst versuchen, unter
den Betroffenen Freiwillige zu finden,
die gegen Erstattung des Flugpreises
bzw. anderweitige  Beförderung  sowie

gegen eine zwischen Fluglinie und

Passagier zu vereinbarende  Ersatz-
leistung (z.B. Fluggutscheine) auf
Ihren Flug verzichten. Freiwillige, die ein
solches Angebot der Fluglinie anneh-
men, haben dann darüber hinaus keinen
Anspruch mehr auf weitere Ausgleichs-
und Betreuungsleistungen. 

Finden sich nicht genügend Freiwillige,
und verweigert die Fluglinie den übri-
gen Betroffenen die  Beförderung,
muss sie diesen gegenüber – so wie in
allen anderen Fällen der Nichtbe-
förderung – unverzüglich  die  nachste-
henden  Betreuungs-,  Unterstützungs-
und  Ausgleichsleistungen erbringen:
a) Betreuungsleistungen 
Folgende Leistungen sind von der
Fluglinie unentgeltlich zu erbringen:
– Verpflegung
– Hotelunterbringung
– zwei Telefonate, Telefaxe oder

E-Mails
– Beförderung zwischen dem

Flughafen und dem Ort der Unter-
bringung

b) Unterstützungsleistungen 
Hier haben Sie die Wahl  zwischen: 
– Erstattung  des  Flugpreises binnen

7 Tagen für nicht zurückgelegte
Reiseabschnitte sowie für bereits
zurückgelegte Reiseabschnitte,
wenn der Flug im Hinblick auf den
ursprünglichen Reiseplan zwecklos
geworden ist (in diesem Fall muss
der Passagier kostenlos zum Aus-
gangspunkt zurückbefördert wer-
den); oder

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung
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– anderweitige  Beförderung zum
Endziel unter vergleichbaren Be-
dingungen zum frühestmöglichen
Zeitpunkt oder

– anderweitige  Beförderung zum

Endziel zu  einem  späteren  Zeit-
punkt  nach  Wahl des Passagiers,
vorbehaltlich verfügbarer Plätze.

c) eine Ausgleichsleistung 
(vgl. Tabelle 1)
Die Höhe der Ausgleichsleistung

beträgt je  nach  Entfernung des
Fluges zwischen 7 250,-  und 7 600,-.
Diese kann um  50  %  gekürzt werden,
wenn der Passagier sich für die ander-
weitige Beförderung entscheidet und
diese innerhalb bestimmter Fristen
(zwischen 2 und 4 Stunden je nach
Entfernung) erfolgt.

Der  Flug  ist  gestrichen  (Annullierung)

Nach der Definition der Verordnung
bedeutet „Annullierung“ die Nicht-
Durchführung eines geplanten Fluges,
für den zumindest ein Platz reserviert
war. In diesem Fall haben Sie grund-
sätzlich  dieselben  Ansprüche  auf

Betreuungs-,  Unterstützungs-  und
Ausgleichsleistungen  wie  bei  Nichtbe-
förderung (siehe vorne unter a) – c)).
In zwei  Fällen muss Ihnen die Fluglinie
keine  Ausgleichsleistung zahlen:

– bei  außergewöhnlichen  Umständen,
deren Eintritt die Fluglinie durch ihr
zumutbare  Maßnahmen nicht ver-
meiden konnte 

– bei  rechtzeitiger  Bekanntgabe  der
Annullierung

a)  Außergewöhnliche  Umstände

sind zum Beispiel:
– politische Instabilität
– widrige Wetterbedingungen
– Sicherheitsrisiken
– unerwartete Flugsicherheitsmängel 
– den Betrieb der Airline beeinträch-

tigende Streiks

Beispiele:

– Ihr Flug wird gestrichen, weil der
Zielflughafen aufgrund einer Vul-
kanaschewolke oder außergewöhn-
lich  starken  Schneefalls nicht ange-
flogen werden kann;

– ein Flug muss aufgrund einer akuten
Terrorwarnung abgesagt werden;

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung
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Tabelle 1: Ausgleichsleistungen 
bei Nichtbeförderung und Annullierung

Zum Beispiel: 1) Wien – London, 2) Wien – Madrid, 3) Wien – New York

Entfernung (km) Ausgleich (7) bei der Wahl anderweitiger Kürzung um 50% zulässig
Beförderung mit Ankunfts- Ausgleich (7)

verspätung bis max. (h)

bis 1500 1) 250 2 125

1500 – 3500 2) 400 3 200

ab  3500 3) 600 4 300



Hauptproblempunkt bei Konsumen-
tenbeschwerden im Zusammenhang
mit außergewöhnlichen Umständen
waren bisher Flugstreichungen auf-
grund technischer  Gebrechen. Zwi-
schenzeitlich hat der EuGH mit Urteil
vom 22.12.2008 in der Rechtssache
C-549/07  -  Wallentin-Hermann  vs.
Alitalia entschieden, dass technische
Gebrechen nur in besonderen Fällen
als außergewöhnliche Umstände anzu-
sehen sind. Er nennt hier beispielswei-
se versteckte Fabrikationsfehler an
einem Flugzeug, die die Flugsicherheit
beeinträchtigen, sowie durch Sabo-
tageakte oder terroristische Hand-
lungen verursachte Schäden an Flug-
zeugen. Grundsätzlich stellen techni-
sche Gebrechen also keine außerge-
wöhnlichen Umstände dar, wenn sie im
Rahmen der normalen Ausübung der
Tätigkeit des betroffenen Luftfahrt-
unternehmens auftreten und von die-
sem tatsächlich zu beherrschen sind.
Dies wird häufig der Fall sein.

Tipp: 
Wurde die Annullierung mit einem
außergewöhnlichen Umstand be-
gründet und verweigert die Flug-
linie daher die Zahlung einer Aus-
gleichsleistung, verlangen Sie eine
schriftliche Bestätigung dafür, dass 

1. ein außergewöhnlicher 
Umstand vorlag und

2. die Fluglinie alle ihr zumutba-
ren Maßnahmen zur Vermei-
dung dieses Gebrechens 
getroffen hat 

Sollte Ihre Reklamation ergebnislos
verlaufen, können Sie sich an die
Servicestelle  für  Fluggastrechte nach
der EG-VO 261/2004 im Bundesmini-
sterium für Verkehr, Innovation und
Technologie (Adresse siehe Anhang)
wenden. Diese  kann  laut  Gesetz  von
der  Fluglinie  die  Vorlage  der  entspre-
chenden  Beweisunterlagen  verlangen.

Liegt ein Organisationsverschulden

der Airline vor, so steht den Passa-
gieren immer eine Ausgleichsleistung
nach Tabelle 1 zu.

Beispiel:  
– Ein Pilot ist erkrankt und der Flug

muss gestrichen werden, da die
Flugl inie für diesen Fal l  keine
Vorkehrungen getroffen hat.

b)  Rechtzeitige  Bekanntgabe der
Annulierung

Weiters braucht die Fluglinie keinen
Ausgleich zu leisten, wenn sie die Pas-
sagiere zeitgerecht über die Streich-
ung des Fluges informiert und ihnen
ein entsprechendes Ersatzangebot

gemacht hat. 
Folgende Fälle sind zu unterscheiden:
Die Flugl inie informiert über die
Flugstreichung
– mindestens 14 Tage vor dem ge-

planten Abflug;
– zwischen 14 und 7 Tagen vor dem

Abflug und macht den Passagieren
ein Ersatzangebot, mit welchem
diese nicht mehr als 2 Stunden vor
der ursprünglichen Abflugzeit ab-

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung
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fliegen und am Endziel nicht mehr
als 4 Stunden später als ursprüng-
lich geplant ankommen;

– weniger als 7 Tage vor dem Abflug
und macht den Passagieren ein Er-
satzangebot, mit welchem diese
nicht mehr als 1 Stunde vor der

ursprünglichen Abflugzeit abfliegen
und am Endziel nicht mehr als 2
Stunden später als ursprünglich
geplant ankommen.

Bitte  warten  (Verspätung)

Eine „große Verspätung“ im Sinne
der Verordnung liegt in folgenden

Fällen vor, wobei jeweils die Ver-
spätung gegenüber der geplanten
Abflugzeit  ausschlaggebend ist:
– bei al len Flügen über eine Ent-

fernung von  1500  km  oder  weni-
ger:  ab  zwei  Stunden  

– bei allen Flügen innerhalb  der  EU

über eine Entfernung von mehr  als
1500  km und bei  allen  anderen
Flügen über eine Entfernung zwi-
schen  1500  km  und  3500  km:  ab
drei  Stunden  

– bei allen anderen  Flügen über eine
Entfernung von mehr  als  3500  km:
ab  vier  Stunden  

Ist eine solche Verspätung für eine
Fluglinie absehbar, haben Passagiere
Anspruch auf:
a) Betreuungsleistungen

Folgende Leistungen sind von der
Fluglinie unentgeltlich zu erbringen:
– Verpflegung / Hotelunterbringung

– zwei Telefonate, Telefaxe oder
E-Mails

– Beförderung zwischen dem Flug-
hafen und dem Ort der Unter-
bringung

b) Wenn die Verspätung mehr  als  5
Stunden beträgt, kann der Passagier
die Erstattung  des  Ticketpreises bin-
nen 7 Tagen für nicht zurückgelegte
Reiseabschnitte verlangen. Dies gilt
auch für bereits zurückgelegte Reise-
abschnitte, wenn der Flug im Hinblick
auf den ursprünglichen Reiseplan
zwecklos geworden ist (in diesem Fall
muss der Passagier kostenlos zum Aus-
gangspunkt zurückbefördert werden).

c) Ausgleichsleistung (gemäß Art.7 der VO)

In einem Urtei l  vom 19.11.2009
(Rechtssache C402, 432/07) hat der
EuGH klargestellt, dass bei Ankunfts-
verspätungen von mehr als 3 Stunden

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung
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Tabelle 2: Keine Ausgleichsleistung bei 
rechtzeitiger Information über Annullierung

Information über Annullierung Toleranzzeiten bei Angeboten
vor planmäßiger Abflugzeit zur anderweitigen Beförderung

bis 14 Tage vor Abflug generell kein Ausgleich

zwischen 14 und 7 Tagen vor Abflug -2 / 4 Stunden

weniger als 7 Tage vor Abflug -1 / 2 Stunden



Entfernung Abflugverspätung Ankunftsverspätung Ausgleichsleistung
(km) ab … Stunden (h) (km) (7)

bis 1500 2 3 oder mehr 250

1500 – 3500 3 3 oder mehr 400

ab  3500 4 zwischen 3 und 4 300
4 oder mehr 600

ebenfalls eine Ausgleichsleistung
zusteht (vgl. Tabelle 4). Diese kann bei
Flügen über eine Entfernung von
mehr als 3500km um 50% gekürzt
werden, wenn sie nicht mehr als 4
Stunden beträgt. Falls die oben er-
wähnte neue Rechtssprechung nicht

greift können unter Umständen auch
Preisminderungsansprüche nach dem
allgemeinen Gewährleistungsrecht
geltend gemacht werden. Kontak-
ieren Sie in diesem Fall eine der im
Anhang genannten KonsumentInnen-
beratungsstellen.

Tabelle 3: Relevante Verspätungen /
Betreuungsleistungen

Entfernung (km) voraussichtliche Anspruch auf
Abflugverspätung (h)

bis 1500 2 oder mehr Verpflegung, falls nötig
Hotelunterbringung

2 unentgeltliche Telefonate,
Telefaxe oder E-Mails

Beförderung zwischen dem
Flughafen und dem Ort 

der Unterbringung

1500 bis 3500 3 oder mehr Betreuungsleistungen - wie oben 

über 3500 4 oder mehr Betreuungsleistungen - wie oben 

für alle Entfernungen 5 oder mehr Zusätzlich Rückerstattung des 
Flugpreises plus ggf.

Rückbeförderung zum
ersten Abflugort bei

Nichtantritt des Fluges

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung

Tabelle 4: Ausgleichsleistung bei Verspätung
Es muss sowohl eine relevante Ankunftsverspätung laut EuGH-Urteil, als auch eine 
relevante Abflugverspätung*) gegeben sein.
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Bei Flugverspätungen im  Rahmen
einer  Pauschalreise können Sie eben-
falls Preisminderung geltend machen.
Diese beträgt bei Orientierung an der
sog. Frankfurter  Tabelle 5% des antei-
ligen Reisepreises für einen Reisetag
pro Stunde Verspätung, wobei die
ersten 4 Stunden nicht gezählt wer-
den (siehe dazu auch das Beispiel wei-
ter unten im Abschnitt „Verhältnis
zum Pauschalreiserecht“).

Sonstiger  Schadenersatz

Haben Sie durch die Verspätung kon-
krete finanzielle Ausgaben, die nicht
verhinderbar sind, können diese bei
Verschulden der Airline an der Ver-
spätung als Schadenersatz zurückge-
fordert werden.

Weitere wichtige
Regelungen

Höherstufung  und  Herabstufung  

Die Verlegung des Passagiers in eine
höhere als die gebuchte Klasse muss
ohne  Aufpreis erfolgen.
Verlegt ein ausführendes Luftfahrt-
unternehmen einen Fluggast in eine
niedrigere  Klasse, so muss es binnen
sieben Tagen je nach Entfernung –
einen bestimmten Prozentsatz des
Ticketpreises rückerstatten:
– 30  % bei allen Flügen über eine

Entfernung von  1500  km  oder
weniger

– 50  % bei innergemeinschaftlichen
Flügen über eine Entfernung von
mehr  als  1500  km und allen  ande-

ren  Flügen über eine Entfernung
zwischen 1500  km  und  3500  km  

– 75  % bei allen sonstigen Flügen 

Personen  mit  eingeschränkter  Mobi-
lität  oder  mit  besonderen  Bedürf-
nissen  
Personen mit eingeschränkter Mobi-
lität und ihre Begleitpersonen sowie
unbegleitete Kinder müssen von der
Fluglinie vorrangig  befördert und bei
Betreuungsleistungen  bevorzugt
berücksichtigt werden.

Kein Rechtsausschluss
möglich

Die auf Grund der Verordnung zuste-
henden Rechte dürfen durch abwei-
chende oder restriktive Bestimmun-
gen im Beförderungsvertrag nicht
eingeschränkt  oder  ausgeschlossen

werden.

Weitergehende Ansprüche

Entstehen Ihnen finanzielle  Schäden,
die über die Höhe einer Ausgleichs-
leistung nach der Verordnung hinaus-
gehen, können diese nach nationalem
Zivilrecht der Mitgliedstaaten geltend
gemacht werden.

Verhältnis zum
Pauschalreiserecht 

Überschneidungen zwischen dem
Pauschalreiserecht und der Verord-
nung können sich insbesondere im

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung
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Bezug auf das Recht auf Preisminde-
rung  nach  dem  al lgemeinen  Ge-
währleistungsrecht ergeben. 
Hier können Sie wählen, ob Sie bei-
spielsweise bei einer verspäteten
Ankunft wegen einer Annullierung
entweder eine Ausgleichsleistung
nach der VO 261/2004 gegenüber
der Fluglinie oder Preisminderung
nach allgemeinem Gewährleistungs-
recht gegenüber dem Reiseveran-
stalter geltend machen wollen. 
Diese beträgt bei Orientierung an der
sog. Frankfurter Tabelle 5 % des an-
teiligen Reisepreises für einen Reise-
tag pro Stunde Verspätung, wobei die
ersten 4 Stunden nicht gezählt wer-
den. Die sich hier ergebenden Beträge
sind im Vergleich zum Ausgleichs-
anspruch nach der VO 261/2004 eher
niedrig.

Beispiel:  
Sie haben eine 14-tägige Urlaubsreise
zum Preis von 1.400 7 gebucht. Auf
dem Hinflug ergibt sich aufgrund
einer Annul l ierung eine Flugver-
spätung von 10 Stunden. 
Berechnung der Preisminderung nach
der „Frankfurter Tabelle“:

1.400 / 10 = 140 7
(= anteiliger Reisepreis für einen

Reisetag)
5% von 140 = 7 7

Von den 10 Stunden Verspätung sind
nur 6 relevant: 
6 x 7 = 42

Ergibt sich eine Preisminderung von
42  7.

Machen Sie sowohl eine Ausgleichs-
leistung nach der VO als auch eine
Preisminderung geltend, müssten Sie
sich eine vom Reiseveranstalter erhal-
tene Preisminderung auf die Aus-
gleichsleistung nach der VO 261/2004
anrechnen  lassen. 
Ausführliche Informationen zur Höhe
der Preisminderungsansprüche bei
Mängeln von Pauschalreisen, die sich
an der sog. Frankfurter Tabelle orien-
tieren, finden Sie in unserer Reise-
broschüre „Die Koffer sind gepackt“. 

Rücktritt bei
Verspätungen

Zu beachten ist weiters das Span-
nungsverhältnis zwischen dem Rück-
trittsrecht  bei  Verspätungen  von
mehr  als  fünf  Stunden nach der VO
und dem Rücktrittsrecht bei
Pauschalreisen im Allgemeinen
nach dem Konsumentenschutz-
gesetz. So könnte ein im Rahmen
einer Pauschalreise von einer Ver-
spätung betroffener Passagier nach
der VO 261/2004 zwar nach fünf
Stunden die Rückerstattung des
Ticketpreises verlangen. Zu bedenken
ist aber, dass dies nach derzeitiger
Rechtslage nicht bedeutet, dass er
vom gesamten Pauschalreisearran-
gement (inklusive Hotel) zurücktreten
kann. 

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung
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Ansprüche aus der VO 261/2004
im Überblick

•
Bei  Nichtbeförderung,  Annullierung  und

Abflugverspätungen  laut  Tabelle  3:  
Anspruch  auf  Betreuungsleistungen;

zusätzlich dazu:
•

Bei  Nichtbeförderung:  
1. Ticket-Rückerstattung oder 

anderweitige Beförderung
2. Ausgleichsleistung

•
Bei  Annullierung (Streichung): 
1. Ticket-Rückerstattung oder 

anderweitige Beförderung
2. Ausgleichsleistung, aber nicht bei unver-

schuldeten Annullierungen im Zusammenhang 
mit außergewöhnlichen Umständen

•
Bei  Verspätung:

1. Ticket-Rückerstattungsanspruch, 
wenn Passagier nicht fliegt (nach 5 Stunden)

2. Ausgleichsleistung nach 3 Stunden
Ankunftsverspätung, aber nicht bei unver-

schuldeten Verspätungen im Zusammenhang 
mit außergewöhnlichen Umständen

•
Weitergehende  Ersatzansprüche nach anderen

Vorschriften bleiben unberührt.
•

Die Verordnung ist auch auf Flüge  im  
Rahmen  einer  Pauschalreise anwendbar.



EuGH-Entscheidung zum
Gerichtsstand 

Abschließend sei noch erwähnt, dass
der Europäische Gerichtshof im
Sommer 2009 in seiner Entscheidung
C-204/08 Rehder vs. Air Baltic Corpo-
ration entschieden hat, dass Passa-
giere, welche einen Vertrag mit einer
Fluglinie mit Sitz in der EU abgeschlos-
sen haben, diese nicht nur an ihrem
Sitz klagen können. Stattdessen kön-
nen auf die EG-VO Nr. 261/2004  ge-
stützte Klagen wahlweise auch beim
Gericht des Ab- oder des Zielflugha-
fens eingebracht werden. Damit ist
sichergestellt, dass ein beispielsweise
von einer Flugstreichung betroffener
Verbraucher, welcher von Wien abge-
flogen ist, eine Fluglinie mit Sitz in
einem anderen EU Mitgliedsstaat
direkt in Österreich klagen kann.

Die  Fluglinie  muss  informieren

Am Check-in müssen verpflichtend
Hinweisschilder mit folgendem Inhalt
gut lesbar aufgestellt bzw. ange-
bracht sein: 

„Wenn Ihnen die Beförde-
rung verweigert wird
oder wenn Ihr Flug annul-
liert wird oder um minde-
stens zwei Stunden ver-
spätet ist, verlangen Sie
am Abfertigungsschalter
oder am Flugsteig

schriftliche Auskunft
über Ihre Rechte, insbe-
sondere über Ausgleichs-
und Unterstützungs-
leistungen."

Weiters muss ein ausführendes
Luftfahrtunternehmen, das Fluggäs-
ten die Beförderung  verweigert oder
einen  Flug  annulliert, jedem betroffe-
nen Passagier einen schriftlichen
Hinweis  aushändigen, in dem die Re-
geln für Ausgleichs-, Unterstützungs-
und Betreuungsleistungen erklärt
werden. Auch allen von einer Ver-
spätung  um  mindestens  zwei  Stunden

betroffenen Fluggästen muss eine
solche Information ausgehändigt wer-
den. Diese sollte auch die Kontakt-
daten der in jedem Mitgliedstaat
vorhandenen Beschwerdestelle

enthalten. 

Die Adresse der in Österreich zustän-
digen Servicestelle für Fluggastrechte
ist auch im Anhang dieser Broschüre
abgedruckt. Eine Liste mit den Adres-
sen der anderen nationalen Beschwer-
destellen finden Sie auf der Home-
page des Bundesministeriums für
Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz unter dem Suchbegriff Flug-
gastrechte.

Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung
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Haftung für
Personen-, Gepäck-
und Verspätungs-
schäden

Seit 28.6.2004 gelten im gesamten
EU-Raum und darüber hinaus verbes-
serte Haftungsregeln im Flugverkehr
im Bereich Personen-,  Gepäck–  und
Verspätungsschäden. Das internatio-
nale  Montrealer  Übereinkommen
1999  (MÜ) galt im Juli 2010 in 97
Vertragsstaaten (u.a. alle EU-Mit-
gliedstaaten, USA, Kanada, Japan,
China,…) und soll das bisher geltende
Warschauer Abkommen aus 1929
langfristig ablösen. 

Durch die EG-Verordnung  2027/97

idF 889/2002 wurden die Haftungs-
regeln des MÜ für  das  gesamte
Gebiet  der  EU übernommen und

gelten hier nicht  nur  für  internatio-
nale  Beförderungen,  sondern  auch
für  Inlandsflüge.

Gegen wen können Sie
Ihre Ansprüche richten?

Sie können Ihre Haftungsansprüche
sowohl an das vertragliche  Luftfahrt-
unternehmen  (LFU), mit welchem Sie
den Beförderungsvertrag abgeschlos-
sen haben, als auch an das ausführen-
de  Luftfahrtunternehmen (operating
Carrier) richten. 

Als vertragliches Luftfahrtunterneh-

men kommen bei Pauschalreisen  auch
Reiseveranstalter  in Betracht.

Die Haftungsregeln im
Einzelnen

Personenschäden (Tod, Körperver-
letzung)
Luftfahrtunternehmen haften für
Schäden, die durch Tod oder Körper-
verletzung von Reisenden verursacht
wurden, wenn sich der Unfall an Bord
des Luftfahrtzeuges oder beim Ein-
oder Aussteigen ereignet hat. Ein
Unfall ist nach allgemeiner Auffassung
ein von außen einwirkendes, plötzlich
auftretendes Ereignis. Ein Beispiel für
einen Unfal l  ist etwa, wenn ein
Passagier aufgrund einer Turbulenz
mit heißem Kaffee verbrüht wird. 
Kein Unfall liegt beispielsweise bei
einem Herzinfarkt vor. Nach dem
Montrealer Übereinkommen haften
die Luftfahrtunternehmen bei Perso-
nenschäden der  Höhe  nach  unbe-
grenzt . Übersteigt der Schaden
100.000  Sonderziehungsrechte

(100.000  SZR / derzeit ca. 115.000,-
7), so haftet das LFU nur dann nicht,
wenn  es  nachweist,  dass  es  am
Eintritt  des  Schadens  kein  Verschul-
den  trifft.

Gepäckschäden (Zerstörung, Be-
schädigung, Verlust) 
Bei Gepäckschäden haftet das LFU
grundsätzl ich nur bis zu einem
Höchstbetrag von 1.000  SZR (ca.
1.150,- 7 ). Sollten Sie sich gegen

Haftung
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einen  höheren  Schaden  absichern wol-
len, so müssen Sie den Wert ihres
Gepäcks bei dessen Aufgabe deklarie-
ren und einen entsprechenden
Zuschlag bezahlen.

Für Schäden am aufgegebenen  Ge-
päck haftet das LFU in  jedem  Fall,
außer wenn der Schaden auf das Ge-
päckstück selbst zurückgeht.

Für Schäden an Ihrem Handgepäck

inklusive persönlicher Gegenstände
haftet das LFU nur dann, wenn  es
diese  verschuldet  hat.

Verspätungsschäden

Nach Art 19 MÜ hat das LFU all jene
Schäden zu ersetzen, die dem Reisen-
den und seinem Gepäck durch die
Verspätung entstanden sind. Es haf-
tet  nur  dann  nicht, wenn es nach-
weist, dass es alle  zumutbaren  Maß-
nahmen  getroffen  hat,  um  den  Ein-
tritt  des  Schadens  zu  vermeiden.

Für Schäden, die ein Reisender  durch
seine  verspätete  Ankunft am Zielort
erleidet, haftet das LFU bis zu einem
Höchstbetrag von  4.150,-  SZR (ca.
4.770,- 7). Es werden nur materielle
Schäden (z.B. Taxi, Telefon, Übernach-
tung,…) ersetzt, in der Regel aber nicht
zusätzlich verbrauchte Urlaubszeit.

Für Schäden, die durch die Verspät-
ung des Gepäcks verursacht werden,
beträgt die Haftungsgrenze 1.000
SZR (ca. 1.150,- 7). 

Trifft also beispielsweise Ihr Gepäck
verspätet am Urlaubsort ein, so kön-
nen Sie sich dringend benötigte Dinge
wie z.B. Toiletteartikel oder notwendi-
ge Kleidungsstücke kaufen und dem
Luftfrachtführer die Kosten dafür in
Rechnung stellen.

Achtung:

Nach den Grundsätzen des
Schadenersatzrechts müssen sich
Geschädigte allfällig erlangte Vor-
tei le anrechnen lassen. Häufig
ersetzen Fluglinien Kosten für
Toiletteartikel zur Gänze, solche
für zusätzlich gekaufte Kleidungs-
stücke und andere  Gebrauchsge-
genstände jedoch nur  zu  50  %. 

Die Begründung dafür ist, dass der
Reisende sein Gepäck ja ohnehin
zurückerhält und die zusätzlich
gekauften Gegenstände dann
auch weiterhin nutzen kann. Ob
der erlittene Schaden im konkreten
Fall tatsächlich 50 % des Kauf-
preises für manche Gegenstände
oder mehr beträgt, müsste im
Zweifelsfal l  durch ein Gericht
geklärt werden. Dabei kommt es
wohl auch darauf an, ob die
gekauften Gegenstände für den
Passagier später weiterhin ver-
wendbar sind. Wichtig ist es, bei
der Anschaffung von Ersatzgegen-
ständen die Ausgaben im Rahmen
vertretbarer Qualität möglichst
gering zu halten (Schadensminde-
rungspflicht!).
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Beispiel:

Bei einer Reise nach London kommt
Ihr Koffer drei Tage zu spät an. Da Sie
zu einer Hochzeit eingeladen sind, und
Ihr Anzug sich im Koffer befindet,
müssen Sie einen neuen kaufen.
Nachdem Sie Ihren Koffer zurückbe-
kommen haben, besitzen Sie nun zwei
Anzüge, welche Sie beide weiterhin
verwenden können. 

Fristen

Schäden am  aufgegebenen  Gepäck

müssen binnen  7  Tagen ab Annahme
des Gepäcks, Schäden aus der Ge-
päckverspätung längstens binnen  21

Tagen ab der Entgegennahme des
Gepäcks bei der Fluglinie schriftlich

geltend gemacht werden.

Tipp:
Melden Sie entstandene Schäden
uunvverzüglliichh  der Fluglinie. 

Eine Klage auf Schadenersatz kann
nach Wahl des Klägers sowohl gegen
den ausführenden, als auch gegen
den vertraglichen Luftfrachtführer
oder gegen beide binnen  2  Jahren ein-
gebracht werden.

Übersicht
Art des Schadens Maximale Höhe

der Entschädigung (SZR / 7)

Personenschäden unbegrenzt; bei Summen über

100.000 SZR (ca. 115.000 7)

Freibeweis durch Luftlinie möglich

Gepäckschäden 1.000 SZR (ca. 1.150 7)

(Zerstörung, Beschädigung, Verlust)

Verspätung / Personenbeförderung 4.150 SZR (ca. 4.770 7)

Verspätung / Gepäckbeförderung 1.000 SZR (ca. 1.150 7)

Haftung
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Behinderte Men-
schen und Reisende
mit eingeschränk-
ter Mobilität

Um der erhöhten Mobilität der Bürger
der Europäischen Union Rechnung zu
tragen, hat diese im Jahr 2006 eine
Verordnung erlassen, die für behin-
derte Flugreisende und solche mit
eingeschränkter Mobilität die gleichen
uneingeschränkten Reisemöglich-
keiten, wie sie andere Unionsbürger
besitzen, sicherstellen soll. Sie tritt in
zwei Stufen in Kraft. Die Bestim-
mungen betreffend die Beförde-
rungspflicht (Artikel 3 und 4) gelten
ab  dem  26.  Juli  2007,  alle  restlichen
Bestimmungen  erst  ab  dem  26.  Juli
2008. Es wurde insbesondere darauf
geachtet, dass betroffenen Personen
nicht aus unsachlichen bzw. mit ihrer
Behinderung oder eingeschränkten
Mobilität im Zusammenhang stehen-
den Gründen von einer Fluglinie die
Beförderung verweigert werden kann. 

Unter den Begriffen „Reisende“,
„Passagiere“, etc. ist in diesem Kapitel
stets die durch die VO begünstigte
Personengruppe „Menschen mit
Behinderungen und Reisende mit ein-
geschränkter Mobilität“ gemeint.  Der
Begriff  der  eingeschränkten  Mobilität
ist  sehr  weit  zu  verstehen und um-
fasst vor allem auch ältere  Personen.

Anwendungsbereich

Die VO gilt grundsätzl ich für al le
Fluggäste, welche auf einem EU
Flughafen ankommen, von diesem
abfliegen, oder dort umsteigen. Ist
das ausführende LFU eine Fluglinie mit
Sitz in der EU, stehen betroffenen
Reisenden die Rechte aus dieser VO
auch dann zu, wenn sie von einem
Flughafen im Gebiet eines Dritt-
staates in das EU-Gebiet fliegen. 

Ihre Rechte aus der VO im
Einzelnen

Recht  auf  Beförderung  und  zulässige
Ausnahmen

Wie bereits oben erwähnt, darf be-
troffenen Reisenden nur aus sachlich
gerechtfertigten Gründen aus-
nahmsweise die Beförderung ver-
weigert werden. Diese Gründe
sind einerseits durch nationale  bzw.
internationale  Vorschriften festgeleg-
te Sicherheitsanforderungen, ande-
rerseits wenn aufgrund der Größe des
Flugzeugs die Anbordnahme  des
Reisenden  nicht  möglich ist (z.B. auf-
grund der Größe des Rol lstuhls) .
Weiters kann eine Fluglinie, wenn dies
einschlägige Sicherheitsvorschriften
vorsehen, verlangen, dass Personen
mit einem erhöhten  Betreuungs-
bedarf von einer weiteren Person
begleitet werden müssen. Die Flug-
linie, der Reiseveranstalter oder das
Reisebüro müssen Ihnen innerhalb  von
5  Werktagen ab Ihrer Anfrage mittei-
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len, dass Ihnen aus den oben genann-
ten Gründen die Beförderung verwei-
gert wird, oder Sie eine Begleitperson
benötigen. 

Wird Ihnen aufgrund eines der oben
genannten Gründe erlaubter Weise
die Beförderung verweigert, haben
Sie jedenfalls Anspruch auf Erstat-
tung  des  Flugpreises  bzw.  auf  ander-
weitige  Beförderung zum ehest mög-
lichen oder zu einem späteren Zeit-
punkt. Kann die Verweigerung der
Beförderung nicht durch einen der
oben genannten Gründe gerechtfer-
tigt werden, stehen Ihnen alle Rechte
aus einer Nichtbeförderung (siehe
Seite 10ff) zu. 

Meldung  und  Weiterleitung  des
Hilfebedarfs

Sie sollten bereits bei der Buch-
ung im Reisebüro bekannt geben,

dass Sie Unterstützung benötigen
werden. Das Reisebüro hat die ent-
sprechenden Informationen an den
Flughafen bzw. die Fluglinie weiterzu-
leiten. So ist sichergestellt, dass Sie
bei Ihrem Eintreffen am Flughafen
und in weiterer Folge des Fluges und
ggf. auch am Zielflughafen entspre-
chende Betreuung erhalten. Bis läng-
stens  48  Stunden vor dem geplanten
Abflug muss der Bedarf angemeldet
werden, um die Betreuung gewährlei-
sten zu können. Werden Flughafen
bzw. Airline weniger als 48 Stunden
vor dem Abflug informiert, müssen
sie sich dennoch um die Betreuung

nach besten Kräften bemühen, aller-
dings ohne Garantieverpflichtung.

Betreuung  auf  Flughäfen  und  im
Flugzeug

Für die Betreuung auf Flughäfen sind
grundsätzlich deren Leitungsorgane
zuständig. Sie können aber auch ein
Drittunternehmen mit dieser Aufgabe
betrauen. Innerhalb des Flughafen-
bereiches sind an markanten Stand-
orten (Taxistandplätze, U-Bahn-
stationen, Bahnhöfe, etc.) Service-
punkte einzurichten, an denen bei
Bedarf Information eingeholt und
auch Hilfe angefordert werden kann. 

Betroffene haben sich zu der von der
Fluglinie, dem Reiseveranstalter oder
dem Reisebüro im Voraus bekannt
gegebenen  Zeit,  oder, wenn kein
Zeitpunkt bekannt gegeben wurde,
mindestens  zwei  Stunden  vor dem
planmäßigen Abflug bei einem der
oben genannten Servicepunkte bzw.
eine  Stunde vor Abflug direkt beim
Check-in einzufinden. 

Tipp: 
Um Stress zu vermeiden, planen Sie
daher jedenfalls einen ausreichen-
den Zeitpolster ein. 

Die Flughafenorgane haben die lau-
fende Hilfeleistung und Betreuung
der Reisenden ab Ihrer Ankunft an
den oben erwähnten Servicepunkten
bis zum Einsteigen ins Flugzeug
sicherzustellen. Ab dem Betreten des
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Flugzeugs übernimmt die Fluglinie die
notwendige Betreuung (z.B. Unter-
stützung auf dem Weg zur Toilette).
Reisende haben Anspruch auf die
Mitnahme medizinischer Geräte.
Außerdem können zusätzlich bis zu 2
Mobilitätshilfen einschließlich elektri-
scher Rollstühle mitgenommen wer-
den, sofern diese 48 Stunden vorher
angemeldet wurden, an Bord des
Flugzeugs genügend Platz ist und die
einschlägigen Vorschriften über Ge-
fahrgüter dem Transport nicht ent-
gegenstehen. 

Weiters besteht Anspruch auf die
Beförderung anerkannter Begleit-
hunde in der Kabine, vorbehaltlich
nationaler Vorschriften. Für verloren
gegangene oder beschädigte Roll-
stühle, sonstige Mobilitätshilfen und
Hilfsgeräte steht eine Entschädigung
zu. 

Alle oben beschriebenen Leistungen
müssen für die Passagiere kostenlos

erbracht werden. Die zustehenden
Leistungen sind in den Anhängen I und
II der VO detailliert angeführt und im
Anhang dieser Broschüre abgedruckt.

Sonstige  wichtige  Bestimmungen  und
Beschwerdeverfahren
Verpflichtungen aufgrund der Ver-
ordnung gegenüber Reisenden dürfen

durch abweichende Bestimmungen
(z.B. in Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen) nicht  eingeschränkt  oder
ausgeschlossen  werden. 

In Beschwerdefäl len können sich
betroffene Reisende je nach Lage des
Problems entweder an das Leitungs-
organ des Flughafens, auf dem der
Vorfall stattgefunden hat, oder das
betreffende Luftfahrtunternehmen
wenden. Sollte dies zu keiner zufrie-
denstellenden Lösung führen, können
Sie ihren Beschwerdefal l  bei der
Schlichtungsstelle für Fluggastrechte
(Adresse siehe übernächste Seite) ein-
bringen.

Allfällige Schäden können nach allge-
meinem Schadenersatzrecht bzw.
nach dem Behindertengleichstellungs-
gesetz gerichtlich durchgesetzt wer-
den.

Menschen mit eingeschränkter Mobilität 
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Beschwerde-
möglichkeit und
Rechtsdurch-
setzung

Bei Problemen im Zusammenhang mit
Ihrem Flug ist es ganz al lgemein
zunächst ratsam, sich schriftlich an
die jeweil ige Flugl inie bzw. bei
Pauschalreisen an den Reiseveran-
stalter in seiner Eigenschaft als ver-
tragliches LFU zu wenden. Erfahrungs-
gemäß kann die Beschwerdebe-
handlung durch Flugl inien einige
Wochen dauern. Verlieren Sie aber
nicht den Mut und urgieren Sie gege-
benenfalls nochmals. 

Sollte sich durch das Antwortschrei-
ben der Fluglinie keine zufrieden

stellende Einigung ergeben, so
können Sie sich bei Beschwerden

nach der Fluggastrechte-Verord-
nung  261/2004 an die Servicestelle
für  Fluggastrechte im Bundesminis-
terium für Verkehr, Innovation und
Technologie (Adresse siehe Anhang)
wenden. 

Die VO sieht nämlich vor, dass es in
jedem EU-Mitgliedstaat eine Stelle
geben muss, an welche sich Passa-
giere bei vermuteten Verstößen ge-
gen ihre Rechte aus der Verordnung
wenden können. 
Eine Liste mit den Adressen auch der
anderen nationalen Beschwerde-
stellen in Europa finden Sie auf der

Homepage des Bundesministeriums
für Arbeit, Soziales und Konsumen-
tenschutz unter dem Suchbegriff
Fluggastrechte.

Bei sonstigen  Problemen und offenen
Rechtsfragen insbesondere im Zusam-
menhang mit Gepäck- und Verspät-
ungsschäden können al lgemeine
Konsumentenberatungsstellen bzw.
bei Fällen mit nicht österreichischen
Airlines das Europäische  Verbraucher-
zentrum  Wien (Adressen siehe im
Anhang) Hilfestellung leisten. Letzte-
res ist Teil eines EU-weiten Netz-
werkes von Beratungszentren, die bei
grenzüberschreitenden Streitigkeiten
zwischen Verbrauchern und Unter-
nehmern Unterstützung anbieten.

Sollte es mit der Fluglinie trotz allem
zu keiner Einigung kommen, bleibt
Ihnen nur noch der Gang zu Gericht.

Beschwerdemöglichkeit
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Wichtige
Telefonnummern
und Adressen

Schlichtungsstelle für 
Fluggastrechte
Servicestelle für Fluggastrechte nach
der EG-Verordnung 261/2004 im BM
für Verkehr, Innovation und Tech-
nologie 

Radetzkystraße 2, 
1030 Wien
Tel.: +43/01/71 16 265-9204 
(Mo - Do 9.00 - 12.00 Uhr)
Fax.: +43/01/71 16 265-9699 
E-Mail: fluggastrechte@bmvit.gv.at 
Internet: www.bmvit.gv.at

Allgemeine Konsumenten-
beratungsstellen

Verein für Konsumenten-
information Wien
Mariahilfer Straße 81
1060 Wien
Tel.: +43/01/58 87 7-0
E-Mail: konsument@vki.or.at
Internet: www.konsument.at 

Verein für Konsumenten-
information – Landesstelle
Tirol
Maximilianstraße 9
6020 Innsbruck
Tel.: +43/0512/58 68 78
E-Mail: konsumenteninfo.tirol@vki-
tirol.at

Europäisches
Verbraucherzentrum Wien
Mariahilfer Straße 81
1060 Wien
www.europakonsument.at
Tel.: +43/0810/81 02 25 
E-Mail: info@europakonsument.at

Europäisches
Verbraucherzentrum – 
Außenstelle Innsbruck
Maximilianstraße 9
6020 Innsbruck
Tel.:+43/0512/58 68 78
E-Mail: europainfo.tirol@vki-tirol.at

Bundesarbeitskammer
Abt. Konsumentenpolitik
Prinz Eugen Straße 20
1040 Wien
Tel.: +43/01/50 16 5-0
Internet: www.arbeiterkammer.at

Spezielle Informationen:

Information  über  die  Sicherheitslage
am  Urlaubsort:

Bundesministerium für
europäische und internatio-
nale Angelegenheiten
Bürgerservice
Minoritenplatz 8
1014 Wien
Tel.: +43/01/50 11 50-0
Hotline: +43/0800/234888
Internet: www.bmeia.gv.at
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Erste Hilfe 
für KonsumentInnen

Gratis-Broschüren und Folder zu 
den wichtigsten Themen des 

Konsumentenrechts finden Sie im Internet

broschuerenservice.bmask.gv.at
oder telefonisch unter +43/0800/20 20 74

Zollinformation:

Bundesministerium für
Finanzen
Hintere Zollamtsstraße 2b
1030 Wien
Tel.: +43/01/51 43 3-0
Internet: www.bmf.gv.at

Hauptzollamt Wien
Brehmstraße 14
1110 Wien
Tel.: +43/01/79 59 0-0
Internet: www.bmf.gv.at

Zentrale Auskunftsstelle Zoll
Zollamt Klagenfurt-Villach
Ackerweg 19, 9500 Villach
Tel.: +43/01/51 43 3-564053 
(Mo - Fr 6.00 - 22.00 Uhr)
Fax: +43/01/51 43 3-5964053
E-Mail: zollinfo@bmf.gv.at 

Wichtige Adressen
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Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des
Europäischen Parlaments und des
Rates vom 11. Februar 2004 über
eine gemeinsame Regelung für
Ausgleichs- und Unterstützungs-
leistungen für Fluggäste im Fall der
Nichtbeförderung und bei Annul-
lierung oder großer Verspätung von
Flügen und zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 295/91(Text
von Bedeutung für den EWR). 
(Auszug)

Pr ambel

(1) Die Ma§nahmen der Gemeinschaft im Bereich des
Luftverkehrs sollten unter anderem darauf abzielen, ein
hohes Schutzniveau f r Flugg ste sicherzustellen.
Ferner sollte den Erfordernissen des Verbraucher-
schutzes im Allgemeinen in vollem Umfang Rechnung
getragen werden.
(2) Nichtbef rderung und Annullierung oder eine gro§e
Versp tung von Fl gen sind f r die Flugg ste ein
rgernis und verursachen ihnen gro§e Unannehm-

lichkeiten.
(5) Da die Unterscheidung zwischen Linienflugverkehr
und Bedarfsflugverkehr an Deutlichkeit verliert, sollte
der Schutz sich nicht auf Flugg ste im Linienflug-
verkehr beschr nken, sondern sich auch auf Flugg ste
im Bedarfsflugverkehr, einschlie§lich Fl gen im
Rahmen von Pauschalreisen, erstrecken.
(7) Damit diese Verordnung wirksam angewandt wird,
sollten die durch sie geschaffenen Verpflichtungen dem
ausf hrenden Luftfahrtunternehmen obliegen, das einen
Flug durchf hrt oder durchzuf hren beabsichtigt, und
zwar unabh ngig davon, ob der Flug mit einem eigenen
Luftfahrzeug oder mit einem mit oder ohne Besatzung
gemieteten Luftfahrzeug oder in sonstiger Form durch-
gef hrt wird.
(14) Wie nach dem bereinkommen von Montreal soll-
ten die Verpflichtungen f r ausf hrende Luftfahrtunter-
nehmen in den F llen beschr nkt oder ausgeschlossen
sein, in denen ein Vorkommnis auf au§ergew hnliche
Umst nde zur ckgeht, die sich auch dann nicht h tten
vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Ma§nahmen
ergriffen worden w ren. Solche Umst nde k nnen
insbesondere bei politischer Instabilit t, mit der
Durchf hrung des betreffenden Fluges nicht zu ver-
einbarenden Wetterbedingungen, Sicherheitsrisiken,
unerwarteten Flugsicherhei tsm ngeln und den
Betrieb eines ausf hrenden Luftfahrtunternehmens
beeintr chtigenden Streiks eintreten. 

Artikel 1: Gegenstand

(1) Durch diese Verordnung werden unter den in ihr
genannten Bedingungen Mindestrechte f r Flugg ste in
folgenden F llen festgelegt:
a) Nichtbef rderung gegen ihren Willen,
b) Annullierung des Flugs,
c) Versp tung des Flugs

Artikel 2: Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
b) ªausf hrendes Luftfahrtunternehmen " ein Luftfahrt-
unternehmen, das im Rahmen eines Vertrags mit einem
Fluggast oder im Namen einer anderen - juristischen
oder nat rlichen - Person, die mit dem betreffenden
Fluggast in einer Vertragsbeziehung steht, einen Flug
durchf hrt oder durchzuf hren beabsichtigt; 
j) ªNichtbef rderung  die Weigerung, Flugg ste zu
bef rdern, obwohl sie sich unter den in Artikel 3 Absatz
2 genannten Bedingungen am Flugsteig eingefunden
haben, sofern keine vertretbaren Gr nde f r die
Nichtbef rderung gegeben sind, z. B. im Zusammen-
hang mit der Gesundheit oder der allgemeinen oder
betrieblichen Sicherheit oder unzureichenden Reise-
unterlagen; 
l) ªAnnullierung  die Nichtdurchf hrung eines geplan-
ten Fluges, f r den zumindest ein Platz reserviert war.

Artikel 3: Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt
a) f r Flugg ste, die auf Flugh fen im Gebiet
eines Mitgliedstaats, das den Bestimmungen des
Vertrags unterliegt, einen Flug antreten; 
b) sofern das ausf hrende Luftfahrtunternehmen ein
Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft ist, f r
Flugg ste, die von einem Flughafen in einem Drittstaat
einen Flug zu einem Flughafen im Gebiet eines
Mitgliedstaats, das den Bestimmungen des Vertrags
unterliegt, antreten, es sei denn, sie haben in diesem
Drittstaat Gegen- oder Ausgleichs- und Unterst tzungs-
leistungen erhalten.
(2) Absatz 1 gilt unter der Bedingung, dass die Flug-
g ste
a) ber eine best tigte Buchung f r den betreffenden
Flug verf gen und - au§er im Fall einer Annullierung
gem § Artikel 5 - sich
- wie vorgegeben und zu der zuvor schriftlich (ein-
schlie§lich auf elektronischem Wege) von dem Luft-
fahrtunternehmen, dem Reiseunternehmen oder einem
zugelassenen Reisevermittler angegebenen Zeit zur
Abfertigung einfinden
oder, falls keine Zeit angegeben wurde,
- sp testens 45 Minuten vor der ver ffentlichten Ab-
flugzeit zur Abfertigung einfinden oder
b) von einem Luftfahrtunternehmen oder Reiseunter-
nehmen von einem Flug, f r den sie eine Buchung
besa§en, auf einen anderen Flug verlegt wurden, unge-
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achtet des Grundes hierf r.
(3) Diese Verordnung gilt nicht f r Flugg ste, die
kostenlos oder zu einem reduzierten Tarif
reisen, der f r die ffentlichkeit nicht unmittelbar oder
mittelbar verf gbar ist. Sie gilt jedoch f r Flugg ste mit
Flugscheinen, die im Rahmen eines Kundenbindungs-
programms oder anderer Werbeprogramme von einem
Luftfahrtunternehmen oder Reiseunternehmen ausgege-
ben wurden.
(5) Diese Verordnung gilt f r alle ausf hrenden Luft-
fahrtunternehmen, die Bef rderungen f r Flugg ste im
Sinne der Abs tze 1 und 2 erbringen. Erf llt ein aus-
f hrendes Luftfahrtunternehmen, das in keiner Ver-
tragsbeziehung mit dem Fluggast steht, Verpflichtun-
gen im Rahmen dieser Verordnung, so wird davon aus-
gegangen, dass es im Namen der Person handelt, die in
einer Vertragsbeziehung mit dem betreffenden Fluggast
steht.
(6) Diese Verordnung l sst die aufgrund der Richtlinie
90/314/EWG bestehenden Fluggastrechte unber hrt.
Diese Verordnung gilt nicht f r F lle, in denen eine
Pauschalreise aus anderen Gr nden als der Annul-
lierung des Fluges annulliert wird.

Artikel 4:Nichtbef rderung

(1) Ist f r ein ausf hrendes Luftfahrtunternehmen nach
vern nftigem Ermessen absehbar, dass Flugg sten die
Bef rderung zu verweigern ist, so versucht es zun chst,
Flugg ste gegen eine entsprechende Gegenleistung
unter Bedingungen, die zwischen dem betreffenden

Fluggast und dem ausf hrenden
Luftfahrtunternehmen zu vereinbaren sind, zum

freiwilligen Verzicht auf ihre Buchungen zu
bewegen. Die Freiwilligen sind gem § Artikel 8 zu
unterst tzen, wobei die Unterst tzungsleistungen
zus tzlich zu dem in diesem Absatz genannten

Ausgleich zu gew hren sind.
(2) Finden sich nicht gen gend Freiwillige, um die
Bef rderung der verbleibenden Flugg ste mit Buchun-
gen mit dem betreffenden Flug zu erm glichen, so kann
das ausf hrende Luftfahrtunternehmen Flugg sten
gegen ihren Willen die Bef rderung verweigern.
(3) Wird Flugg sten gegen ihren Willen die Bef rde-
rung verweigert, so erbringt das ausf hrende Luftfahrt-
unternehmen diesen unverz glich die Ausgleichs-
leistungen gem § Artikel 7 und die Unterst tzungs-
leistungen gem § den Artikeln 8 und 9.

Artikel 5:Annullierung

(1) Bei Annullierung eines Fluges werden den betroffe-
nen Flugg sten
a) vom ausf hrenden Luftfahrtunternehmen Unterst t-
zungsleistungen gem § Artikel 8 angeboten,
b) vom ausf hrenden Luftfahrtunternehmen Unterst t-
zungsleistungen gem § Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a)
und Absatz 2 angeboten und im Fall einer anderweiti-
gen Bef rderung, wenn die nach vern nftigem Er-

messen zu erwartende Abflugzeit des neuen Fluges erst
am Tag nach der planm §igen Abflugzeit des annullier-
ten Fluges liegt, Unterst tzungsleistungen gem §
Artikel 9 Absatz 1 Buchstaben b) und c) angeboten und
c) vom ausf hrenden Luftfahrtunternehmen ein An-
spruch auf Ausgleichsleistungen gem § Artikel 7 einge-
r umt, es sei denn,
i) sie werden ber die Annullierung mindestens zwei
Wochen vor der planm §igen Abflugzeit unterrichtet,
oder
ii) sie werden ber die Annullierung in einem Zeitraum
zwischen zwei Wochen und sieben Tagen vor der
planm §igen Abflugzeit unterrichtet und erhalten ein
Angebot zur anderweitigen Bef rderung, das es ihnen
erm glicht, nicht mehr als zwei Stunden vor der
planm §igen Abflugzeit abzufliegen und ihr Endziel
h chstens vier Stunden nach der planm §igen An-
kunftszeit zu erreichen, oder
iii) sie werden ber die Annullierung weniger als sieben
Tage vor der planm §igen Abflugzeit unterrichtet und
erhalten ein Angebot zur anderweitigen Bef rderung,
das es ihnen erm glicht, nicht mehr als eine Stunde vor
der planm §igen Abflugzeit abzufliegen und ihr
Endziel h chstens zwei Stunden nach der planm §igen
Ankunftszeit zu erreichen.
(2) Wenn die Flugg ste ber die Annullierung unter-
richtet werden, erhalten sie Angaben zu einer m gli-
chen anderweitigen Bef rderung.
(3) Ein ausf hrendes Luftfahrtunternehmen ist nicht
verpflichtet, Ausgleichszahlungen gem § Artikel 7 zu
leisten, wenn es nachweisen kann, dass die Annul-
lierung auf au§ergew hnliche Umst nde zur ckgeht,
die sich auch dann nicht h tten vermeiden lassen, wenn
alle zumutbaren Ma§nahmen ergriffen worden w ren.
(4) Die Beweislast daf r, ob und wann der Fluggast
ber die Annullierung des Fluges unterrichtet wurde,

tr gt das ausf hrende Luftfahrtunternehmen.

Artikel 6:Versp tung

(1) Ist f r ein ausf hrendes Luftfahrtunternehmen nach
vern nftigem Ermessen absehbar, dass sich der Abflug
a) bei allen Fl gen ber eine Entfernung von 1500 km
oder weniger um zwei Stunden oder mehr oder
b) bei allen innergemeinschaftlichen Fl gen ber eine
Entfernung von mehr als 1500 km und bei allen ande-
ren Fl gen ber eine Entfernung zwischen 1500 km und
3500 km um drei Stunden oder mehr oder
c) bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fallenden
Fl gen um vier Stunden oder mehr
gegen ber der planm §igen Abflugzeit verz gert, so
werden den Flugg sten vom ausf hrenden
Luftfahrtunternehmen
i) die Unterst tzungsleistungen gem § Artikel 9 Absatz
1 Buchstabe a) und Absatz 2 angeboten,
ii) wenn die nach vern nftigem Ermessen zu erwarten-
de Abflugzeit erst am Tag nach der zuvor angek ndigten
Abflugzeit liegt, die Unterst tzungsleistungen gem §
Artikel 9 Absatz 1 Buchstaben b) und c) angeboten und,
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iii) wenn die Versp tung mindestens f nf Stunden
betr gt, die Unterst tzungsleistungen gem § Artikel 8
Absatz 1 Buchstabe a) angeboten.
(2) Auf jeden Fall m ssen die Unterst tzungsleistungen
innerhalb der vorstehend f r die jeweilige Entfernungs-
kategorie vorgesehenen Fristen angeboten werden.

Artikel 7:Ausgleichsanspruch

(1) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so erhal-
ten die Flugg ste Ausgleichszahlungen in folgender
H he:
a) 250 EUR bei allen Fl gen ber eine Entfernung von
1500 km oder weniger,
b) 400 EUR bei allen innergemeinschaftlichen Fl gen
ber eine Entfernung von mehr als 1500 km und bei

allen anderen Fl gen ber eine Entfernung zwischen
1500 km und 3500 km,
c) 600 EUR bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b)
fallenden Fl gen.
Bei der Ermittlung der Entfernung wird der letzte
Zielort zugrunde gelegt, an dem der Fluggast infolge
der Nichtbef rderung oder der Annullierung sp ter als
zur planm §igen Ankunftszeit ankommt.
(2) Wird Flugg sten gem § Artikel 8 eine anderweitige
Bef rderung zu ihrem Endziel mit einem Alternativflug
angeboten, dessen Ankunftszeit
a) bei allen Fl gen ber eine Entfernung von 1500 km
oder weniger nicht sp ter als zwei Stunden oder
b) bei allen innergemeinschaftlichen Fl gen ber eine
Entfernung von mehr als 1500 km und bei allen ande-
ren Fl gen ber eine Entfernung zwischen 1500 und
3500 km nicht sp ter als drei Stunden oder
c) bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fallenden
Fl gen nicht sp ter als vier Stunden
nach der planm §igen Ankunftszeit des urspr nglich
gebuchten Fluges liegt, so kann das ausf hrende
Luftfahrtunternehmen die Ausgleichszahlungen nach
Absatz 1 um 50 % k rzen.
(3) Die Ausgleichszahlungen nach Absatz 1 erfolgen
durch Barzahlung, durch elektronische oder gew hnli-
che berweisung, durch Scheck oder, mit schriftlichem
Einverst ndnis des Fluggasts, in Form von Reisegut-
scheinen und/oder anderen Dienstleistungen.

(4) Die in den Abs tzen 1 und 2 genannten Entfernun-
gen werden nach der Methode der Gro§kreisentfernung
ermittelt.

Artikel 8:Anspruch auf Erstattung oder 
anderweitige Bef rderung

(1) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so k n-
nen Flugg ste w hlen zwischen
a) - der binnen sieben Tagen zu leistenden vollst ndi-
gen Erstattung der Flugscheinkosten nach den in
Artikel 7 Absatz 3 genannten Modalit ten zu dem Preis,
zu dem der Flugschein erworben wurde, f r nicht
zur ckgelegte Reiseabschnitte sowie f r bereits zur ck-

gelegte Reiseabschnitte, wenn der Flug im Hinblick auf
den urspr nglichen Reiseplan des Fluggastes zwecklos
geworden ist, gegebenenfalls in Verbindung mit
- einem R ckflug zum ersten Abflugort zum fr hest
m glichen Zeitpunkt,
b) anderweitiger Bef rderung zum Endziel unter ver-
gleichbaren Reisebedingungen zum fr hest m glichen
Zeitpunkt oder
c) anderweitiger Bef rderung zum Endziel unter ver-
gleichbaren Reisebedingungen zu einem sp teren
Zeitpunkt nach Wunsch des Fluggastes, vorbehaltlich
verf gbarer Pl tze.
(2) Absatz 1 Buchstabe a) gilt auch f r Flugg ste, deren
Fl ge Bestandteil einer Pauschalreise sind, mit
Ausnahme des Anspruchs auf Erstattung, sofern dieser
sich aus der Richtlinie 90/314/EWG ergibt.
(3) Befinden sich an einem Ort, in einer Stadt oder
Region mehrere Flugh fen und bietet ein ausf hrendes
Luftfahrtunternehmen einem Fluggast einen Flug zu
einem anderen als dem in der urspr nglichen Buchung
vorgesehenen Zielflughafen an, so tr gt das ausf hren-
de Luftfahrtunternehmen die Kosten f r die Bef rde-
rung des Fluggastes von dem anderen Flughafen entwe-
der zu dem in der urspr nglichen Buchung vorgesehe-
nen Zielflughafen oder zu einem sonstigen nahe gelege-
nen, mit dem Fluggast vereinbarten Zielort.

Artikel 9:Anspruch auf Betreuungsleistungen

(1) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so sind
Flugg sten folgende Leistungen unentgeltlich anzubie-
ten:
a) Mahlzeiten und Erfrischungen in angemesse-
nem Verh ltnis zur Wartezeit,
b) Hotelunterbringung, falls
- ein Aufenthalt von einer Nacht oder mehreren
N chten notwendig ist oder
- ein Aufenthalt zus tzlich zu dem vom Fluggast beab-
sichtigten Aufenthalt notwendig ist,
c) Bef rderung zwischen dem Flughafen und dem Ort
der Unterbringung (Hotel oder Sonstiges).
(2) Au§erdem wird den Flugg sten angeboten, unent-
geltlich zwei Telefongespr che zu f hren oder zwei
Telexe oder Telefaxe oder E-Mails zu versenden.
(3) Bei der Anwendung dieses Artikels hat das aus-
f hrende Luftfahrtunternehmen besonders auf die
Bed rfnisse von Personen mit eingeschr nkter
Mobilit t und deren Begleitpersonen sowie auf die
Bed rfnisse von Kindern ohne Begleitung zu achten.

Artikel 14: Verpflichtung zur Information 
der Flugg ste ber ihre Rechte

(1) Das ausf hrende Luftfahrtunternehmen stellt sicher,
dass bei der Abfertigung ein klar lesbarer Hinweis mit
folgendem Wortlaut f r die Flugg ste deutlich sichtbar
angebracht wird: ªWenn Ihnen die Bef rderung verwei-
gert wird oder wenn Ihr Flug annulliert wird oder um
mindestens zwei Stunden versp tet ist, verlangen Sie
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am Abfertigungsschalter oder am Flugsteig schriftliche
Auskunft ber ihre Rechte, insbesondere ber Aus-
gleichs- und Unterst tzungsleistungen.
(2) Ein ausf hrendes Luftfahrtunternehmen, das Flug-
g sten die Bef rderung verweigert oder einen Flug
annulliert, h ndigt jedem betroffenen Fluggast einen
schriftlichen Hinweis aus, in dem die Regeln f r
Ausgleichs- und Unterst tzungsleistungen gem § die-
ser Verordnung dargelegt werden. Ferner wird allen
von einer Versp tung um mindestens zwei Stunden
betroffenen Flugg sten ein entsprechender Hinweis
ausgeh ndigt. Die f r die Kontaktaufnahme notwendi-
gen Angaben zu der benannten einzelstaatlichen Stelle
nach Artikel 16 werden dem Fluggast ebenfalls in
schriftlicher Form ausgeh ndigt.
(3) Bei blinden oder sehbehinderten Personen sind die
Bestimmungen dieses Artikels durch den Einsatz geeig-
neter alternativer Mittel anzuwenden.

Artikel 16: Verst §e

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt eine Stelle, die f r die
Durchsetzung dieser Verordnung in Bezug auf Fl ge
von in seinem Hoheitsgebiet gelegenen Flugh fen und
Fl ge von einem Drittland zu diesen Flugh fen zust n-
dig ist. Gegebenenfalls ergreift diese Stelle die notwen-
digen Ma§nahmen, um sicherzustellen, dass die
Fluggastrechte gewahrt werden. Die Mitgliedstaaten
teilen der Kommission mit, welche Stelle gem § die-
sem Absatz benannt worden ist.
(2) Unbeschadet des Artikels 12 kann jeder Fluggast bei

einer gem § Absatz 1 benannten Stelle oder einer
sonstigen von einem Mitgliedstaat benannten

zust ndigen Stelle Beschwerde wegen eines
behaupteten Versto§es gegen diese Verordnung
erheben, der auf einem Flughafen im Gebiet eines
Mitgliedstaats begangen wurde oder einen Flug von

einem Drittstaat zu einem Flughafen in diesem Gebiet
betrifft.
(3) Die von den Mitgliedstaaten f r Verst §e gegen
diese Verordnung festgelegten Sanktionen m ssen
wirksam, verh ltnism §ig und abschreckend sein.

Übereinkommen zur Vereinheitlichung
bestimmter Vorschriften über die
Beförderung im internationalen
Luftverkehr (Montrealer Übereinkom-
men) vom 28. Mai 1999
(Auszug)

Kapitel III:
Haftung des Luftfrachtf hrers und Umfang des

Schadenersatzes

Art. 17  Tod und K rperverletzung von Reisenden —
Besch digungvon Reisegep ck

1) Der Luftfrachtf hrer hat den Schaden zu ersetzen,
der dadurch entsteht, dass ein Reisender get tet oder
k rperlich verletzt wird, jedoch nur, wenn sich der
Unfall, durch den der Tod oder die K rperverletzung
verursacht wurde, an Bord des Luftfahrzeugs oder beim
Ein- oder Aussteigen ereignet hat. 
2) Der Luftfrachtf hrer hat den Schaden zu ersetzen,
der durch Zerst rung, Verlust oder Besch digung von
aufgegebenem Reisegep ck entsteht, jedoch nur, wenn
das Ereignis, durch das die Zerst rung, der Verlust oder
die Besch digung verursacht wurde, an Bord des
Luftfahrzeugs oder w hrend eines Zeitraums eingetre-
ten ist, in dem sich das aufgegebene Reisegep ck in der
Obhut des Luftfrachtf hrers befand. 
Der Luftfrachtf hrer haftet jedoch nicht, wenn und
soweit der Schaden auf die Eigenart des Reisegep cks
oder einen ihm innewohnenden Mangel zur ckzuf hren
ist. Bei nicht aufgegebenem Reisegep ck,
einschlie§lich pers nlicher Gegenst nde, haftet der
Luftfrachtf hrer, wenn der Schaden auf sein
Verschulden oder das Verschulden seiner Leute zur ck-
zuf hren ist. 
3) Hat der Luftfrachtf hrer den Verlust des aufgegebe-
nen Reisegep cks anerkannt oder ist das aufgegebene
Reisegep ck nach Ablauf von einundzwanzig Tagen
seit dem Tag, an dem es h tte eintreffen sollen, nicht
eingetroffen, so kann der Reisende die Rechte aus dem
Bef rderungsvertrag gegen den Luftfrachtf hrer gel-
tend machen. 
4) Vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen be-
zeichnet in diesem bereinkommen der Begriff ªReise-
gep ck  sowohl aufgegebenes als auch nicht aufgege-
benes Reisegep ck.

Art. 19 Versp tung

Der Luftfrachtf hrer hat den Schaden zu ersetzen, der
durch Versp tung bei der Luftbef rderung von Reisen-
den, Reisegep ck oder G tern entsteht. Er haftet jedoch 
nicht f r den Versp tungsschaden, wenn er nachweist,
dass er und seine Leute all zumutbaren Ma§nahmen zur
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Vermeidung des Schadens getroffen haben oder dass es
ihm oder ihnen nicht m glich war, solche Ma§nahmen
zu ergreifen. 

Art. 20 Haftungsbefreiung

Weist der Luftfrachtf hrer nach, dass die Person, die
den Schadenersatzanspruch erhebt, oder ihr Rechtsvor-
g nger den Schaden durch eine unrechtm §ige
Handlung oder Unterlassung, sei es auch nur fahrl ssig,
verursacht oder dazu beigetragen hat, so ist der Luft-
frachtf hrer ganz oder teilweise von seiner Haftung
gegen ber dieser Person insoweit befreit, als diese
Handlung oder Unterlassung den Schaden verursacht
oder dazu beigetragen hat. Verlangt eine andere Person
als der Reisende wegen dessen Tod oder K rperver-
letzung Schadenersatz, so ist der Luftfrachtf hrer ganz
oder teilweise von seiner Haftung insoweit befreit, als
er nachweist, dass eine unrechtm §ige Handlung oder
Unterlassung des Reisenden, sei es auch nur fahrl ssig,
den Schaden verursacht oder dazu beigetragen hat.
Dieser Artikel gilt f r alle Haftungsbestimmungen in
diesem bereinkommen einschlie§lich Artikel 21
Absatz 1. 

Art. 21 Schadenersatz bei Tod oder
K rperverletzung von Reisenden

1) F r Sch den nach Artikel 17 Absatz 1, die 100 000
Sonderziehungsrechte je Reisenden nicht bersteigen,
kann die Haftung des Luftfrachtf hrers nicht ausge-
schlossen oder beschr nkt werden. 2 Der Luftfracht-
f hrer haftet nicht f r Sch den nach Artikel 17 Absatz
1, soweit sie 100 000 Sonderziehungsrechte je
Reisenden bersteigen, wenn er nachweist, dass 
a) dieser Schaden nicht auf eine unrechtm §ige
Handlung oder Unterlassung des Luftfrachtf hrers oder
seiner Leute, sei sie auch nur fahrl ssig begangen,
zur ckzuf hren ist oder Vereinheitlichung bestimmter
Vorschriften ber die Bef rderung 0.748.411 im inter-
nationalen Luftverkehr — bereink. 
b) dieser Schaden ausschlie§lich auf eine unrecht-
m §ige Handlung oder Unterlassung eines Dritten, sei
sie auch nur fahrl ssig begangen, zur ckzuf hren ist.

Art 22: Haftungsh chstbetr ge bei Versp tung
sowie f r Reisegep ck und G ter

1) F r Versp tungssch den im Sinne des Artikels 19
haftet der Luftfrachtf hrer bei der Bef rderung von
Personen nur bis zu einem Betrag von 4150 Sonder-
ziehungsrechten je Reisenden. 
2) Bei der Bef rderung von Reisegep ck haftet der
Luftfrachtf hrer f r Zerst rung, Verlust, Besch digung
oder Versp tung nur bis zu einem Betrag von 1000
Sonderziehungsrechten je Reisenden; diese Beschr n-
kung gilt nicht, wenn der Reisende bei der bergabe
des aufgegebenen Reisegep cks an den Luftfrachtf hrer
das Interesse an der Ablieferung am Bestimmungsort

betragsm §ig angegeben und den verlangten Zuschlag
entrichtet hat. In diesem Fall hat der Luftfrachtf hrer
bis zur H he des angegebenen Betrags Ersatz zu lei-
sten, sofern er nicht nachweist, dass dieser h her ist als
das tats chliche Interesse des Reisenden an der
Ablieferung am Bestimmungsort. 
5) Die Abs tze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn
nachgewiesen wird, dass der Schaden durch eine
Handlung oder Unterlassung des Luftfrachtf hrers oder
seiner Leute verursacht worden ist, die entweder in der
Absicht, Schaden herbeizuf hren, oder leichtfertig und
in dem Bewusstsein begangen wurde, dass wahrschein-
lich ein Schaden eintreten wird; im Fall einer Handlung
oder Unterlassung der Leute ist au§erdem nachzuwei-
sen, dass diese in Ausf hrung ihrer Verrichtungen
gehandelt haben. 
6) Die in Artikel 21 und in diesem Artikel festgesetzten
Haftungsbeschr nkungen hindern das Gericht nicht,
zus tzlich nach seinem Recht einen Betrag zuzuspre-
chen, der ganz oder teilweise den vom Kl ger aufge-
wendeten Gerichtskosten und sonstigen Ausgaben f r
den Rechtsstreit, einschlie§lich Zinsen, entspricht. Dies
gilt nicht, wenn der zugesprochene Schadenersatz, ohne
Ber cksichtigung der Gerichtskosten und der sonstigen
Ausgaben f r den Rechtsstreit, den Betrag nicht ber-
steigt, den 
der Luftfrachtf hrer dem Kl ger schriftlich innerhalb
einer Frist von sechs Monaten seit dem Ereignis, das
den Schaden verursacht hat, oder, falls die Klage nach
Ablauf dieser Frist erhoben worden ist, vor ihrer Er-
hebung angeboten hat.

Art. 31 Fristgerechte Schadensanzeige

1) Nimmt der Empf nger aufgegebenes
Reisegep ck oder G ter vorbehaltlos an, so begr n-
det dies die widerlegbare Vermutung, dass sie
unbesch digt und entsprechend dem
Bef rderungsschein oder den anderen Aufzeichnungen
im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 und Artikels 4 Absatz
2 abgeliefert worden sind. 
2) Im Fall einer Besch digung muss der Empf nger
unverz glich nach Entdeckung des Schadens, bei auf-
gegebenem Reisegep ck jedenfalls binnen sieben und
bei G tern binnen vierzehn Tagen nach der Annahme,
dem Luftfrachtf hrer Anzeige erstatten. Im Fall einer
Versp tung muss die Anzeige binnen einundzwanzig
Tagen, nachdem das Reisegep ck oder die G ter dem
Empf nger zur Verf gung gestellt worden sind, erfol-
gen. 
3) Jede Beanstandung muss schriftlich erkl rt und
innerhalb der daf r vorgesehenen Frist bergeben oder
abgesandt werden. 
4) Wird die Anzeigefrist vers umt, so ist jede Klage
gegen den Luftfrachtf hrer ausgeschlossen, es sei denn,
dass dieser arglistig gehandelt hat.
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Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des
europäischen Parlaments und des
Rates
vom 14. Dezember 2005 ber die Erstellung einer
gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunternehmen,
gegen die in der Gemeinschaft eine Betriebsunte-
rsagung ergangen ist, sowie ber die Unterrichtung von
Flugg sten ber die Identi t t  des ausf hrenden
Luftfahrtunternehmens und zur Aufhebung des Artikels
9 der Richtlinie 2004/36/EG (Text von Bedeutung f r
den EWR)
(Auszug)

Kapitel I
Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1: Gegenstand

(1) Diese Verordnung legt Vorschriften fest: 
a) zur Erstellung und Ver ffentlichung einer auf ge-
meinsamen Kriterien beruhenden gemeinschaftlichen
Liste von Luftfahrtunternehmen, gegen die aus Sicher-
heitsgr nden eine Betriebsuntersagung in der
Gemeinschaft erlassen wurde, und 
b) ber die Unterrichtung von Flugg sten ber die
Identit t des Luftfahrtunternehmens, das ihren Flug
durchf hrt. 

Artikel 2: Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der
Ausdruck 

a) ªLuftfahrtunternehmen  ein Lufttransportunter-
nehmen mit einer g ltigen Betriebsgenehmigung
oder einer gleichwertigen Genehmigung; 

b) ªBef rderungsvertrag  einen Vertrag ber Luft-
verkehrsdienste oder einen solche Dienste umfassenden
Vertrag; die Bef rderung kann zwei oder mehr Fl ge
umfassen, die von demselben oder von verschiedenen
Luftfahrtunternehmen durchgef hrt werden; 
c) ªVertragspartner f r die Bef rderung im Luftver-
kehr  das Luftfahrtunternehmen, das einen Bef rde-
rungsvertrag mit einem Fluggast schlie§t, oder im Falle
einer Pauschalreise, der Reiseveranstalter. Jeder Ver-
k ufer von Flugscheinen gilt auch als Vertragspartner
f r die Bef rderung im Luftverkehr. 

d) ªVerk ufer von Flugscheinen  den Verk ufer eines
Flugscheins, der einem Fluggast einen Bef rderungs-
vertrag vermittelt, unabh ngig davon, ob es sich um
einen Flug allein oder als Teil einer Pauschalreise han-
delt, soweit es sich nicht um ein Luftfahrtunternehmen
oder einen Reiseveranstalter 
handelt; 
e) ªausf hrendes Luftfahrtunternehmen  ein Luftfahrt-
unternehmen, das im Rahmen eines Vertrags mit einem
Fluggast oder im Namen einer anderen juristischen oder

nat rlichen Person, die mit dem betreffenden Fluggast
in einer Vertragsbeziehung steht, einen Flug durchf hrt
oder durchzuf hren beabsichtigt; 
h) ªPauschalreise  die in Artikel 2 Nummer 1 der
Richtlinie 90/314/EWG definierten Leistungen; 
i) ªBuchung  den Umstand, dass der Fluggast ber
einen Flugschein oder einen anderen Beleg verf gt, aus
dem hervorgeht, dass die Buchung von dem Ver-
tragspartner f r die Bef rderung im Luftverkehr akzep-
tiert und registriert wurde;

Kapitel III
Unzerrichjtung von Flugg sten

Artikel 10: Geltungsbereich

(1) Dieses Kapitel gilt f r die Bef rderung von Flug-
g sten auf dem Luftwege, wenn der Flug Teil eines
Bef rderungsvertrags ist und diese Bef rderung in der
Gemeinschaft begonnen hat, und 
a) der Flug von einem Flughafen im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats ausgeht, f r das der Vertrag gilt,
oder 
b) der Flug von einem Flughafen in einem Drittstaat
ausgeht und auf einem Flughafen im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats, f r das der Vertrag gilt, ankommt,
oder 
c) der Flug von einem Flughafen in einem Drittstaat
ausgeht und auf einem solchen Flughafen ankommt. 
(2) Dieses Kapitel gilt unabh ngig davon, ob es sich um
einen Linienflug handelt oder nicht, sowie unabh ngig
davon, ob der Flug Teil einer Pauschalreise ist oder nicht. 
(3) Dieses Kapitel ber hrt nicht die Rechte der Flug-
g ste nach der Richtlinie 90/314/EWG und der
Verordnung (EWG) Nr. 2299/89. 

Artikel 11: Informationen ber die Identit t des
ausf hrenden Luftfahrtunternehmens

(1) Bei der Buchung unterrichtet der Vertragspartner
f r die Bef rderung im Luftverkehr unabh ngig vom
genutzten Buchungsweg die Flugg ste bei der Buchung
ber die Identit t der/des ausf hrenden Luftfahrtunter-

nehmen(s). 
(2) Ist die Identit t des ausf hrenden Luftfahrtunter-
nehmens bei der Buchung noch nicht bekannt, so stellt
der Vertragspartner f r die Bef rderung im Luftverkehr
sicher, dass der Fluggast ber 
den Namen der bzw. des Luftfahrtunternehmen(s)
unterrichtet wird, die bzw. das wahrscheinlich als aus-
f hrende(s) Luftfahrtunternehmen der betreffenden
Fl ge t tig werden bzw. wird. In diesem Fall sorgt der
Vertragspartner f r die Bef rderung im Luftverkehr
daf r, dass der Fluggast ber die Identit t der bzw. des
ausf hrenden Luftfahrtunternehmen(s) unterrichtet
wird, sobald diese Identit t feststeht. 
(3) Wird das bzw. die ausf hrenden Luftfahrtunter-
nehmen nach der Buchung gewechselt, so leitet der
Vertragspartner f r die Bef rderung im Luftverkehr
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unabh ngig vom Grund des Wechsels unverz glich alle
angemessenen Schritte ein, um sicherzustellen, dass der
Fluggast so rasch wie m glich ber den Wechsel unter-
richtet wird. In jedem Fall werden die Flugg ste bei der
Abfertigung oder, wenn keine Abfertigung bei einem
Anschlussflug erforderlich ist, beim Einstieg unterrich-
tet. 
(4) Das Luftfahrtunternehmen oder gegebenenfalls der
Reiseveranstalter sorgen daf r, dass der betreffende
Vertragspartner f r die Bef rderung im Luftverkehr
ber die Identit t der oder des 

Luftfahrtunternehmen(s) unterrichtet wird, sobald diese
Identit t feststeht, insbesondere im Falle eines Wech-
sels des Luftfahrtunternehmens. 
(5) Wurde ein Verk ufer von Flugscheinen nicht ber
die Identit t des ausf hrenden Luftfahrtunternehmens
unterrichtet, so ist er f r die Nichteinhaltung der
Vorschriften dieses Artikels nicht verantwortlich. 
(6) Die Verpflichtung des Vertragspartners f r die
Bef rderung im Luftverkehr zur Unterrichtung des
Fluggasts ber die Identit t des ausf hrenden Luftfahrt-
unternehmens ist in den f r den Bef rderungsvertrag
geltenden allgemeinen Gesch ftsbedingungen aufzu-
f hren. 

Artikel 12: Recht auf Erstattung oder 
anderweitige Bef rderung

(1) Diese Verordnung ber hrt nicht das Recht auf Er-
stattung oder anderweitige Bef rderung gem § der
Verordnung (EG) Nr. 261/2004. 
(2) In F llen, in denen die Verordnung (EG) Nr.
261/2004 keine Anwendung findet, und 
a) das dem Fluggast mitgeteilte ausf hrende
Luftfahrtunternehmen in die gemeinschaftliche Liste
aufgenommen wurde und einer Betriebsuntersagung
unterliegt, was zur Annullierung des betreffenden
Fluges gef hrt hat oder zu einer solchen Annullierung
gef hrt h tte,  wenn der Flug innerhalb der
Gemeinschaft durchgef hrt worden w re, oder 
b) das dem Fluggast mitgeteilte ausf hrende Luft-
fahrtunternehmen durch ein anderes ausf hrendes
Luftfahrtunternehmen ersetzt wurde, das in die gemein-
schaftliche Liste aufgenommen wurde und einer
Betriebsuntersagung unterliegt, was zur Annullierung
des betreffenden Fluges gef hrt hat oder zu einer sol-
chen Annullierung gef hrt h tte, wenn der Flug inner-
halb der Gemeinschaft durchgef hrt worden w re, bie-
tet der Vertragspartner f r die Bef rderung im Luft-
verkehr, der Vertragspartner des Bef rderungsvertrags
ist, dem Fluggast das Recht auf Erstattung oder auf
anderweitige Bef rderung gem § Artikel 8 der Ve-
rordnung (EG) Nr. 261/2004 an, vorausgesetzt, der
Fluggast hat sich, wenn der Flug nicht annulliert wurde,
entschieden, diesen Flug nicht anzutreten. 
(3) Absatz 2 des vorliegenden Artikels gilt unbeschadet
des Artikels 13 der Verordnung (EG) Nr. 261/2004.

Artikel 13: Sanktionen

Die Mitgliedstaaten treffen die zur Einhaltung der in
diesem Kapitel festgelegten Regeln erforderlichen
Ma§nahmen und legen f r Verst §e gegen diese Regeln
Sanktionen fest. Die Sanktionen m ssen wirksam,
verh ltnism §ig und abschreckend sein. 

Verordnung (EG)  Nr. 1107/2006 des
europäischen Parlaments und des
Rates 
vom 5. Juli 2006 ber die Rechte von behinderten
Flugreisenden und Flugreisenden mit eingeschr nkter
Mobilit t (Text von Bedeutung f r den EWR)
(Auszug)

Artikel 1: Zweck und Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung enth lt Vorschriften f r den
Schutz und die Hilfeleistung f r behinderte Flug-
reisende und Flugreisende mit eingeschr nkter
Mobilit t, die diese Personen vor Diskriminierung 
sch tzen und sicherstellen sollen, dass sie Hilfe erhal-
ten. 
(2) Diese Verordnung gilt f r behinderte Menschen und
Personen mit eingeschr nkter Mobilit t, die gewerbli-
che Passagierflugdienste nutzen oder zu nutzen beab-
sichtigen und von einem Flughafen, der in dem unter
den Vertrag fallenden Hoheitsgebiet eines Mitglied-
staates liegt, abfliegen, auf einem solchen ankom-
men oder einen solchen im Transit benutzen. 
(3) DieArtikel3, 4 und 10gelten auch f r Flug-
g ste, die von einem Flughafen in einem Drittland
zu einem Flughafen reisen, der in dem unter den
Vertrag fallenden Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates
liegt, wenn es sich bei dem ausf hrenden Luftfahrt-
unternehmen um ein Luftfahrtunternehmen der
Gemeinschaft handelt. 
(4) Diese Verordnung ber hrt nicht die Rechte der
Flugg ste, die in der Richtlinie 90/314/EWG und der
Verordnung (EG) Nr. 261/2004 verankert sind. 
(5) Kollidieren die Bestimmungen dieser Verordnung
mit denjenigen der Richtlinie 96/67/EG, so hat diese
Verordnung Vorrang. 

Artikel 2: Begriffsbestimmungen 

F r die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende
Begriffsbestimmungen: 
a) ªBehinderter Mensch  oder ªPerson mit einge-
schr nkter Mobilit t  ist eine Person, deren Mobilit t
bei der Benutzung von Bef rderungsmitteln wegen
einer k rperlichen (sensorischen oder motorischen, dau-
erhaften oder zeitweiligen) Behinderung, einer geisti-
gen Behinderung oder Beeintr chtigung, wegen anderer
Behinderungen oder aufgrund des Alters eingeschr nkt
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ist und deren Zustand angemessene Unterst tzung und
eine Anpassung der f r alle Flugg ste bereitgestellten
Dienstleistungen an die besonderen Bed rfnisse dieser
Person erfordert.

Artikel 3: Bef rderungspflicht

Ein Luftfahrtunternehmen, sein Erf llungsgehilfe oder
ein  Reiseunternehmen darf  sich nicht aus Gr nden der
Behinderung  oder der eingeschr nkten Mobilit t des
Fluggastes weigern,
a) eine Buchung f r einen Flug ab oder zu einem unter
diese Verordnung fallenden Flughafen zu akzeptieren;
b) einen behinderten Menschen oder eine Person mit
eingeschr nkter Mobilit t auf einem solchen Flughafen
an Bord zu nehmen, sofern die betreffende Person ber
eineng ltigen Flugschein und eine g ltige Buchung
verf gt.

Artikel 4: Abweichungen, besondere Bedingungen
und Unterrichtung

(1) Ungeachtet des Artikels3 kann ein Luftfahrtunter-
nehmen, sein Erf llungsgehilfe oder ein Reiseunter-
nehmen sich aus Gr nden der Behinderung oder der
eingeschr nkten Mobilit tdes Fluggastes nur weigern,
die Buchung eines behinderten  Menschen oder einer
Person mit eingeschr nkter Mobilit t zu akzeptieren
oder diese Person an Bord zu nehmen,
a) um geltenden Sicherheitsanforderungen, die in inter-
nationalen, gemeinschaftlichen oder nationalen Rechts-

vorschriften festgelegt sind, oder den Sicherheitsan-
forderungennachzukommen, die die Beh rde auf-

gestellt hat, die dem betreffenden Luftfahrtunter-
nehmen das Luftverkehrsbetreiberzeugnis ausge-
stellt hat;

b) wenn wegen der Gr §e des Luftfahrzeugs oder seiner
T ren die Anbordnahme oder die Bef rderung dieses
behinderten Menschen oder dieser Person mit einge-
schr nkter Mobilit t physisch unm glich ist.
Im Falle einer Weigerung, eine Buchung aus den in
Unterabsatz1 Buchstabe a oder b genannten Gr nden zu
akzeptieren, bem ht sich das Luftfahrtunternehmen,
sein Erf llungsgehilfe oder das Reiseunternehmen im
Rahmen des M glichen nach besten Kr ften, der betrof-
fenen Person eine annehmbare Alternative zu unterbrei-
ten. Einem behinderten Menschen oder einer Person mit
eingeschr nkter Mobilit t, der die Anbordnahme auf-
grund ihrer Behinderung oder eingeschr nkten Mobili-
t t verweigert wurde,sowie jeder diese Person gem §
Absatz 2 des vorliegenden Artikels begleitenden Person
muss der Anspruch auf Erstattung oder anderweitige
Bef rderung gem § Artikel8derVerordnung (EG) Nr.
261/2004 angeboten werden. Das Recht auf die M g-
lichkeit eines R ckfluges oder einer anderweitigen
Bef rderung ist davon abh ngig, dass alle Sicherheits-
anforderungen erf llt sind.
(2) Unter den in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a
genannten Bedingungen darf ein Luftfahrtunternehmen,

sein Erf llungsgehilfe oder ein Reiseunternehmen ver-
langen, dass einbehinderter Mensch oder eine Person
mit eingeschr nkter Mobilit t von einer anderen Person
begleitet wird, die in der Lage ist, die Hilfe zu leisten,
die dieser behinderte Mensch oder diese Person mit ein-
geschr nkter Mobilit t ben tigt.
(3) Ein Luftfahrtunternehmen oder sein Erf llungs-
gehilfe macht die Sicherheitsvorschriften, die es bzw. er
bei der Bef rderung von behinderten Menschen und
Personen miteingeschr nkter Mobilit t befolgt, sowie
jede Beschr nkung in der Bef rderung solcher Per-
sonen oder von Mobilit tshilfen wegen der Luftfahrzeu-
ggr §e in zug nglicher Form und zumindest in den
gleichen Sprachen wie die Informationen f r andere
Flugg ste ffentlich zug nglich. Ein Reiseunternehmen
gibt die Sicherheitsvorschriften und Beschr nkungen
bekannt, die f r die von ihm veranstalteten, verkauften
oder zum Verkauf angebotenen, in Pauschalreisen ein-
geschlossenen Fl gen gelten.
(4) Macht ein Luftfahrtunternehmen, sein Erf llungsge-
hilfe oder ein Reiseunternehmen von den Ausnahmen
gem § Absatz1 oder Absatz2Gebrauch, so unterrichtet
es bzw. er unverz glich den behinderten Menschen
oder die Person mit eingeschr nkter Mobilit t ber
seine Gr nde hierf r. Ein Luftfahrtunternehmen, sein
Erf llungsgehilfe oder ein Reiseunternehmen bermit-
telt diese Gr nde auf Verlangen in Schriftform dem be-
hinderten Menschen oder der Person mit eingeschr nk-
ter Mobilit t innerhalb von f nf Werktagen, nachdem
der Antrag eingegangen ist.

Artikel 5: Bestimmung von Ankunfts- 
und Abfahrtsorten

(1) In Zusammenarbeit mit den Flughafennutzern ber
den Flughafennutzerausschuss, sofern ein solcher
besteht, und mit den entsprechenden Verb nden, die
behinderte Menschen und Personen mit eingeschr nkter
Mobilit t vertreten, bestimmt das Leitungsorgan eines
Flughafens unter Ber cksichtigung der rtlichen
Gegebenheiten innerhalb und au§erhalb der Abferti-
gungsgeb ude Ankunfts- und Abfahrtsorte innerhalb
der Flughafengrenzen oder an einem Ort unter direkter
Aufsicht des 26.7.2006 DE Amtsblatt der Europ ischen
Union L 204/5 Leitungsorgans, an denen behinderte
Menschen oder Personen mit eingeschr nkter Mobilit t
ohne Schwierigkeiten ihre Ankunft auf dem Flughafen
bekannt geben und um Hilfe bitten k nnen.
(2) Die in Absatz 1 genannten Ankunfts- und Abfahrt-
sorte werden deutlich ausgewiesen und an ihnen wer-
den grundlegende Informationen ber den Flughafen in
zug nglicher Formvermittelt.

Artikel 6:Weiterleitung von Informationen

(1) Luftfahrtunternehmen, ihre Erf llungsgehilfen und
Reiseunternehmen ergreifen alle Ma§nahmen, die erfor-
derlich sind, um Meldungen des Hilfsbedarfs von
behinderten Menschen und Personen mit einge-
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schr nkter Mobilit t an allen ihren Verkaufsstellen,
einschlie§lich Telefon -und Internetverkaufsstellen, in
dem unter den Vertrag fallenden Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten entgegenzunehmen.
(2) Wird einem Luftfahrtunternehmen, seinem Er-
f llungsgehilfen oder einem Reiseunternehmen minde-
stens 48 Stunden vor der f r den Flug ver ffentlichten
Abflugzeit ein Hilfsbedarf gemeldet, so leitet es bzw. er
die betreffenden Informationen mindestens 36 Stunden
vor der f r den Flug ver ffentlichten Abflugzeit weiter an
a) die Leitungsorgane des Abflugflughafens, des Ziel-
flughafens und des Transitflughafens sowie an
b) das ausf hrende Luftfahrtunternehmen, wenn die
Buchung nicht bei diesem Luftfahrtunternehmen vorge-
nommen wurde; in den F llen, in denen die Identit t
des ausf hrenden Luftfahrtunternehmens zum Zeit-
punkt der Meldung noch nicht bekannt ist, werden die
Informationen bermittelt, sobald dies m glich ist.
(3) In allen anderen als den in Absatz 2 genannten

F llen leitet das Luftfahrtunternehmen, sein Erf llungs-
gehilfe oder das Reiseunternehmen die Informationen
so bald wie m glich weiter.
(4) So bald wie m glich nach dem Abflug unterrichtet
das ausf hrende Luftfahrtunternehmen das Leitungsor-
gan des Zielflughafens, sofern dieser in dem unter den
Vertrag fallenden Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates
liegt, ber die Zahl der behinderten Menschen und
Personen mit eingeschr nkter Mobilit t auf diesem
Flug, die die in Anhang I genannte Hilfe ben tigen, und
ber die Art dieser Hilfe.

Artikel 7:Recht auf Hilfeleistung auf Flugh fen

(1) Kommt ein behinderter Mensch oder eine Person
mit eingeschr nkter Mobilit t auf einem Flughafen an,
um einen Flug anzutreten, so obliegt es dem
Leitungsorgan des Flughafens, daf r Sorge zu tragen,
dass die in Anhang I genannte Hilfe so  geleistet wird,
dass die Person den Flug, f r den sie eine Buchung
besitzt, antreten kann, sofern die besonderen
Bed rfnisse der Person nach einer solchen Hilfe dem
betreffenden Luftfahrtunternehmen, seinem Er-
f llungsgehilfen oder dem betreffenden Reiseunter-
nehmen mindestens 48 Stunden vor der f r den Flug
ver ffentlichten Abflugzeit gemeldet worden ist. Diese
Meldung gilt auch f r den R ckflug, wenn der Hin -und
der R ckflug bei derselben Luftfahrtunternehmen
gebucht wurden. 
(2) Ist der Einsatz eines anerkannten Begleithundes
erforderlich, so werden die entsprechenden Vorkehr-
ungen getroffen, sofern dies dem Luftfahrtunter-
nehmen, seinem Erf llungsgehilfen oder dem Reise-
unternehmen in bereinstimmung mit geltenden natio-
nalen Bestimmungen ber die Bef rderung von
Begleithunden an Bord von Luftfahrzeugen sofern vor-
handen gemeldet worden ist. 
(3) Erfolgt keine Meldung nach Absatz 1, so bem ht
sich das Leitungsorgan im Rahmen des M glichen nach
besten Kr ften, die in Anhang 1 genannte Hilfe so zu

leisten, dass die betreffende Person den Flug, f r den
sie eine Buchung besitzt, antreten kann. 
(4) Absatz 1 gilt unterfolgenden Bedingungen: 
a) Die Person findet sich selbst zur Abfertigung ein,
und zwar 
i) zu der von dem Luftfahrtunternehmen, seinem Er-
f llungsgehilfen oder dem Reiseunternehmen im
Voraus schriftlich (einschlie§lich auf elektronischem
Wege) angegebenen Zeit oder 
ii) wenn keine Zeit angegeben wurde, sp testens eine
Stunde vor der ver ffentlichten Abflugzeit, oder 
b) die Person findet sich an einem gem § Artikel 5 aus-
gewiesenen Ort innerhalb der Flughafengrenzen ein,
und zwar 
i) zu der von dem Luftfahrtunternehmen, seinem Er-
f llungsgehilfen oder dem Reiseunternehmen im
Voraus schriftlich (einschlie§lich auf elektronischem
Wege) angegebenen Zeit oder 
ii) wenn keine Zeit angegeben wurde, sp testens zwei 
Stunden vor der ver ffentlichten Abflugzeit. 
(5) Benutzt ein behinderter Mensch oder eine Person
mit eingeschr nkter Mobilit t einen unter diese Ver-
ordnung fallenden Flughafen im Transit oder wird sie
von einem Luftfahrtunternehmen oder Reiseunter-
nehmen von dem Flug, f r den sie eine Buchung be-
sitzt, auf einen anderen Flug verlegt, so obliegt es dem
Leitungsorgan, daf r Sorge zu tragen, dass die in
Anhang1 genannte Hilfe so geleistet wird, dass die
Person in der Lage ist, den Flug, f r den sie eine
Buchung besitzt, anzutreten. 
(6) Kommt ein behinderter Mensch oder eine Person
mit eingeschr nkter Mobilit t auf dem Luftwege auf
einem unter diese Verordnung fallenden
Flughafen an, so obliegt es dem Leitungsorgan
des Flughafens, daf r Sorge zu tragen, dass die in
Anhang1 genannte Hilfe so geleistet wird, dass die
Person in der Lage ist, den in Artikel 5 genannten
Abfahrtsort von dem Flughafen zu erreichen. 
(7) Die geleistete Hilfe muss, soweit wie dies m glich
ist, auf die besonderen Bed rfnisse des einzelnen Flug-
gastes zugeschnitten sein.

Artikel 10 :Hilfeleistung von Luftfahrtunternehmen

Ein Luftfahrtunternehmen leistet einem behinderten
Menschen oder einer Person mit eingeschr nkter
Mobilit t, die von einem unter diese Verordnung fallen-
den Flughafen abfliegt, auf einem solchen ankommt
oder einen solchen im Transit benutzt, die in Anhang II
genannte Hilfe ohne Aufpreis, sofern die betreffende
Person die in Artikel 7 Abs tze 1, 2 und 4 genannten
Bedingungen erf llt.

Artikel 12: Entsch digung f r verloren gegangene
oder besch digte Rollst hle, 

sonstige Mobilit tshilfen und Hilfsger te

Gehen Rollst hle oder sonstige Mobilit tshilfen oder
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Hilfsger te w hrend der Abfertigung auf dem Flug-
hafen oder w hrend der  Bef rderung an Bord des
Luftfahrzeugs verloren oder werden sie besch digt, so
wird der Fluggast, dem diese Ausr stung geh rt, gem §
den internationalen, gemeinschaftsrechtlichen und
nationalen Rechtsvorschriften entsch digt.

Artikel 13 : Ausschluss von
Verpflichtungsbeschr nkungen

Verpflichtungen aufgrund dieser Verordnung gegen -
ber behinderten Menschen und Personen mit einge-
schr nkter Mobilit t d rfen nicht eingeschr nkt oder
ausgeschlossen werden.

Anhang I

Hilfeleistungen unter der Verantwortung der
Leitungsorgane von Flugh fen

— Hilfeleistungen und Vorkehrungen, um behinderte 
Menschen und Personen mit eingeschr nkter Mobilit t
in die Lage zu versetzen, 
— an den gem § Artikel5 innerhalb und au§erhalb der
Abfertigungsgeb ude ausgewiesenen Orten ihre
Ankunft auf dem Flughafen bekannt zu geben und um
Hilfe zu bitten, 
— von dem ausgewiesenen Ort zum Abfertigungs-
schalter zu gelangen, 
— die Abfertigung zu erledigen und ihr Gep ck aufzuge-

ben, 
— vom Abfertigungsschalter zum Luftfahrzeug zu

gelangen und dabei gegebenenfalls die n tigen
Auswanderungs-, Zoll- und Sicherheitsverfahren zu
durchlaufen
— gegebenenfalls mithilfe von Lifts, Rollst hlen

oder sonstigen ben tigten Hilfen an Bord des
Luftfahrzeugs zu gelangen, 
— von der Luftfahrzeugt r zu ihrem Sitz zu gelangen, 
— ihr Gep ck im Luftfahrzeug zu verstauen und wieder
in Besitz zu nehmen, 
— von ihrem Sitz zur Luftfahrzeugt r zu gelangen, 
— gegebenenfalls mithilfe von Lifts, Rollst hlen oder
sonstigen ben tigten Hilfen das Luftfahrzeug zu verlas-
sen, 
— von Luftfahrzeugen zur Gep ckhalle zu gelangen und
ihr Gep ck wieder in Besitz zu nehmen und dabei gege-
benenfalls die n tigen Einwanderungs- und Zollver-
fahren zu durchlaufen, 
— von der Gep ckhalle zu einem ausgewiesenen Ort zu
gelangen, 
— im Transit mit der in der Luft und am Boden ben tig-
ten Hilfe innerhalb eines Abfertigungsgeb udes und
zwischen zwei Abfertigungsgeb uden Anschlussfl ge
zu erreichen, 
— erforderlichenfalls zu den Toiletten zu gelangen. 
— Wird ein behinderter Mensch oder eine Person mit
eingeschr nkter Mobilit t von einer Begleitperson

unterst tzt, muss dieser Person auf Verlangen gestattet
werden, die notwendige Hilfe im Flughafen und beim
An Bord- Gehen und Von- Bord-Gehen zu leisten. 
— Abfertigung aller notwendigen Mobilit tshilfen, wie
elektrischer Rollst hle am Boden (sofern diese 48
Stunden vorher angemeldet wurden und an Bord des
Luftfahrzeugs gen gend Platz ist und sofern die ein-
schl gigen Vorschriften ber Gefahrg ter nicht entge-
genstehen). 
Vor bergehender Ersatz besch digter oder verloren
gegangener Mobilit tshilfen, wobei allerdings nicht
identische Ausr stungen gestellt werden m ssen. 
— Gegebenenfalls Abfertigung anerkannter Begleit-
hunde am Boden.
— Mitteilung der f r einen Flug ben tigten Informati-
onen in zug nglicher Form. 

Anhang II

Hilfeleistung des Luftfahrtunternehmens

— Bef rderung anerkannter Begleithunde in der Kabine,
vorbehaltlich der nationalen Vorschriften. 

— Zus tzlich zu medizinischen Ger ten Bef rderung
von bis zu zwei Mobilit tshilfen pro behindertem
Mensch oder Person mit eingeschr nkter Mobilit t,
einschlie§lich elektrischer Rollst hle (sofern diese48
Stunden vorher angemeldet wurden und an Bord des
Luftfahrzeugs gen gend Platz ist und sofern die ein-
schl gigen Vorschriften ber Gefahrg ter nicht entge-
genstehen).

— Mitteilung von wesentlichen Informationen ber
einen Flug in zug nglicher Form.
— Auf Wunsch Bem hen im Rahmen des M glichen
nachbesten Kr ften um Sitzvergabe entsprechend den
Bed rfnissen des jeweiligen behinderten Menschen
oder der jeweiligen Person mit eingeschr nkter
Mobilit t, vorbehaltlich der Sicherheitsanforderungen
und der Verf gbarkeit. 
— Erforderlichenfalls Hilfe, um zu den Toiletten zu
gelangen. 
— Wird ein behinderter Mensch oder eine Person mit
eingeschr nkter Mobilit t von einer Begleitperson
unterst tzt, bem ht sich das Luftfahrtunternehmen im
Rahmen des M glichen nach besten Kr ften, dieser
Person einen Sitzplatz neben dem behinderten Men-
schen oder der Person mit eingeschr nkter Mobilit t
zuzuweisen.

Den Vol ltext al ler oben zit ierten
Vorschriften finden Sie auch in der
Rechtsdatenbank der Europäischen
Union: 
hhttp://euur-llex.euuropa.euu

Rechtsvorschriften

38



Stichwortverzeichnis
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Stichwort-
verzeichnis
Annullierung (Stornierung) 6, 9ff
Ausgleichsleistung 9ff
Außergewöhnliche Umstände 12
Behinderte Menschen 16, 23ff
Betreuungsleistung 9ff
Bruttopreis 8
Direktflug 8
EuGH 
- C-204/08 Rehder vs. Air Baltic 19
- C-402, 432/07 14 Sturgeon, 

Böck 14
- C-549/07 Wallentin-Hermann vs.       

Alitalia 13
Gepäck 6, 7, 10, 20ff
Haftung 20ff
- Gepäcksschäden 6, 7, 20ff
- Personenschäden 6, 7, 20ff
- Verspätungsschäden 20ff

Höherstufung/
Herabstufung 16

Luftbeförderungsvertrag 7, 8
Luftfahrtunternehmen (LFU) 6
- ausführendes 7, 10, 16, 19, 20
- vertragliches 7, 10, 20

Montrealer 
Übereinkommen (MÜ) 6, 7, 20
Nichtbeförderung 6, 9ff
Nonstop Flug 8 
Person mit eingeschränkter 
Mobilität 16, 23ff
Schwarze Liste 6, 9
Servicestelle für Fluggast-
rechte 13, 19, 25ff
Sonderziehungsrecht 20
Technisches Gebrechen 13
Überbuchung 11ff
Unterstützungsleistung 11, 19
Verspätung 6, 9ff, 17ff
Vulkanaschewolke 5,12



Broschüren und
Folder der Sektion
Konsumenten-
politik im BMASK

Broschüren:
◆ Die Koffer sind gepackt – Reisen I
◆ Fliegen ohne Turbulenzen – Reisen II
◆ Sie haben Recht – 

Konsumentenrecht
◆ Konsument und Gericht – 

Vom Klagen und Geklagt werden
◆ Wohnobjekt gesucht

Folder:
◆ Auto finanzieren: Leasing 
◆ Bisher nur MieterIn – 

Kauf der bisherigen Mietwohnung 
von einer gemeinnützigen 
Bauvereinigung

◆ Immobilienmakler
◆ Internet Abzocke / Gratisangebote
◆ Jugendliche und Verschuldung –

Alles was Recht ist.
◆ Mehrwertnummern – 

mehr Wert für wen?
◆ Mensch ärgere dich nicht –

Gewinnzusagen
◆ Pleite? – Schulden und

Privatkonkurs
◆ Werbeveranstaltungen & Ausflugs-

fahrten – Gewinn oder Falle?
◆ AnlagenvermittlerInnen auf dem

Prüfstand – Trau, schau, wem -
wohin mit dem Geld?

◆ Anlagenberatung auf dem
Prüfstand – Trau, schau, wem –
wohin mit dem Geld?

◆ Anlagenprodukte auf dem
Prüfstand – Trau, schau, wem –
wohin mit dem Geld?

◆ Musterkaufvertrag für 
Gebrauchtfahrzeuge

◆ Musterkaufvertrag für 
Neufahrzeuge

Broschüren und Folder
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Schlichtungsstelle für
Fluggastrechte im BM für
Verkehr, Innovation und
Technologie
1030 Wien, Radetzkystraße 2 
Tel.: +43/ 01/71 162 65-9204 
(Mo - Do 9.00 - 12.00 Uhr)

Verein für Konsumenten-
information Wien
1060 Wien, Mariahilfer Straße 81
Tel.: +43/01/58 877-0

Verein für Konsumenten-
information – Tirol
6020 Innsbruck, Maximilianstraße 9
Tel.: +43/0512/58 687 8

Europäisches 
Verbraucherzentrum 
Wien

1060 Wien, Mariahilfer Straße 81
Tel.: +43/0810/81 022 5
(0,0676 7/Min.) 

Europäisches
Verbraucherzentrum
Innsbruck
6020 Innsbruck, Maximilianstraße 9
Tel.:+43/0512/58 687 8

Bundesarbeitskammer
Abt. Konsumentenpolitik
1040 Wien, Prinz Eugen Straße 20
Tel.: +43/01/50 165-0

Information  über  die  Sicherheitslage  
am  Urlaubsort:

Bundesministerium für
europäische und internatio-
nale Angelegenheiten
Bürgerservice
1014 Wien, Minoritenplatz 8
Tel.: +43/01/50 115 0-0
Hotline: +43/0800/23 488 8

Zollinformation:

Bundesministerium für
Finanzen
1030 Wien, Hintere Zollamtsstraße 2b
Tel.: +43/01/51 433-0
Bürgerservice Tel.: +43/0810/00 122 8
(max. 10ct pro Minute)

Hauptzollamt Wien
1110 Wien, Brehmstraße 14
Tel.: +43/01/79 590-0

Zentrale 
Auskunftsstelle – Zoll
Zollamt Klagenfurt-Villach
9500 Villach, Ackerweg 19
Tel.: +43/01/51 433-56 405 3
Fax: +43/01/51 433-59 6405 3 
(Mo - Fr 6.00 - 22.00 Uhr)

Stand: Oktober 2010

Wichtige Telefonnummern 
und Adressen:


	Fliegen ohne Turbulenzen
	Impressum
	Inhalt
	Vorwort
	Rechtlicher Hintergrund
	Wichtige Begriffe
	Vertragliches undausführendesLuftfahrtunternehmen
	Direktflug – Nonstop Flug
	Ticket – Flugcoupon –Luftbeförderungsvertrag
	Ticket ist nicht gleichTicket – unterschiedlicheTarifklassen beachten

	Nichtbeförderung, Annullierung, Verspätung
	Ticketpreis, Gebührenund Zuschläge
	Schwarze Listeunsicherer Fluglinien
	Nichtbeförderung,Annullierung undVerspätung
	Anwendungsbereich
	Ihre Rechte im Einzelnen
	Ausgleichsleistungenbei Nichtbeförderung und Annullierung
	Keine Ausgleichsleistung beirechtzeitiger Information über Annullierung
	Relevante Verspätungen /Betreuungsleistungen
	Ausgleichsleistung bei Verspätung
	Weitere wichtigeRegelungen
	Kein Rechtsausschlussmöglich
	Weitergehende Ansprüche
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